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Nr. 150. Mittag Ausgabe. 


Deutſchland. 
O. K. C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 1. April. 
24. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 
Eröffnung 10% Ubr. Die Tribünen find überfüllt. In der Hofloge der 
Kronprinz, die Großherzogin von Baden, die Prinzen Wilhelm bon Baden 
und Nikolaus von Naſſau. Am Tiſch der Bundes:Commifjarien Graf Bis⸗ 
marc, der bei feinem Eintritt die Glückwünſche zahlreicher Abgeordneter, 
auch des Prinzen Friedrich Carl, zu feinem heutigen Geburtstage empfängt, 
die Minifter v. d. Heydt, v. Roon und v. Frieſen, Geh. Räthe v. Sa⸗ 
vigny, v. Delbrück, v. Liebe, Wetzel, Hoffmann u. A.“ . 
Vräfivent Simfon theilt mit, daß ihm im Laufe des geſtrigen Nachmit⸗ 
tags eine von 70 Mitgliedern des Reichstages unterſtützte Anterpellation 


zugekommen ſei, von der er den Präfidenten der Bundes⸗Commiſſarien in 3 


Kenntniß geſetzt habe. Die Interpellatien werde ſich bereits gedruckt in den 
Händen der Mitglieder befinden (Zahlreiche Zurufe: Nein!) oder ihnen augen: 
blicklich zukommen. 5 5 
Sie lautet: „Die unterzeichneten Mitglieder des Reichstages richten die 
nachſtehenden Anfragen an den Herrn Vorſitzenden der Bundes⸗Commiſſare: 
1) Hat die königlich preußiſche Regierung Kenntniß davon erhalten, ob die 
in täglich verſtärktem Maße auftretenden Gerüchte über Verhandlungen zwi⸗ 
ſchen den Regierungen von Frankreich und den Niederlanden wegen Abtre⸗ 
tung des Großberzogthums Luxemburg begründet ſind? 5 
2) Iſt die königlich preußiſche Regierung in der Lage, dem Reichstage — 
in welchem alle Parteien einig zuſammenſtehen werden in der kräftigſten Un⸗ 
terftügung zur Abwehr eines jeden Verſuchs, ein altes deutſches Land von 
dem Geſammt⸗Vaterland loszureißen — Mittheilung darüber zu machen, daß 
fie im Verein mit ihren Bundesgenoſſen entſchloſſen iſt, die Verbindung des 
Großherzogtbums Luxemburg mit dem übrigen Deutſchland, insbeſondere das 
preußiſche Beſatzunge recht in der Feſtung Luxemburg auf jede Gefahr hin 
dauernd ſicher zu ſtellen? — v. Bennigſen. Graf Schwerin. Miquel. 
Lasker. Dr. Braun (Wiesbaden). Tweſten. v. Unruh. Baron v. Vaerſt. 
Graf Henckel v. Donnersmark. Köppe. v. Puttkamer Sorau. Dr. Lette. 
. Buderus. de Chapeaurouge. Sloman. Jüngken. Dannenberg. 
neiſt. Dr. König. Dr. Elliſſen. Salzmann. Wulff. Dr. Proſch. Se: 
verin. Weber. Born. Graf zu Dohna. Hoffmann. v. Puttkamer (Frau: 
stadt) v. Hennig. Jungermann. v. Leipsiger. v. Forckenbeck. Hinrichs. 
Dr. Weigel. Wiſſelinck. Jäger. Görtz. Wachenhuſen. Knapp. Dr. Har⸗ 
nier. Wölfel. v. Spankeren. Pannicr. Delius. Römer. Forkel. Wagner 
2 Grumbrecht. Dr. Schmid. Kanngießer. Bode. Dr. Rückert. 
r. Detler. Hering. Wiegand. Dr. Meyer (Thorn). Fries. v. Thünen. 
Planck. Müller (Brake). Duncker (Berlin). Ausfeld. Richter. Runge. 
Riedel. Dr. Becker. Wigard. Dr. Schaffrath. Schulze. 5 
Präſident Simſon wendet ſich an den Vorſitzenden der Bundes⸗Commiſſa⸗ 
rien, od er geneigt ſei, die Interpellation zu beantworten. Graf Bismarck 
erklärt ſich dazu bereit, und der Präſident fordert den Abg. b. Bennigſen auf, 
die Interpellation zu begründen. Der Herr Abgeordnete will dies vom Platze 
aus thua, aber von allen Seiten erjukt man ihn, ſich auf die Tribüne zu be⸗ 
geben, die er unter der gefpannteften Aufmerk amkeit des Hauſes bettitt. 
Abg. v. Bennigſen: M. H.! Seit einigen Tagen mehren ſich von allen 
Seiten die Nachrichten über Verhandlungen zwiſchen der franzöſiſchen und der 
niederländiſchen Regierung wegen der Abtretung des Großherzogthums Luxem⸗ 
burg; es tritt mit immer größerer Stärke das Gerücht auf, daß ein ſolcher 
Abtretungsvertrag bereits abgeſchloſſen ſei. Danach würde ein Fürſt aus 
deutſchem Geſchlechte, uneingedenk der Erinnerungen ſeines Hauſes, einen 
andel eingegangen ſein über ein Land, welches zu allen Zeiten ein deutſches 
and geweſen ik, welches nur bei Gelegenheit der Gründung des deutſchen 
Bundes dem regierenden Hauſe der Niederlande zu Theil geworden iſt als 
Austauſch genen andere Abtretungen. Luxemburg, ein deutſches Land, welches 
ſtets als Theil des burgundiſchen Kreiſes zum deutſchen Reiche art hat, 
aus deſſen Fürſtengeſchlechte Kaiſer hervorgegangen find für Deutſchland und 
Markgrafen d enigen Provinz, in deren Mitte gegenwärtig der Reichstag 
versammelt iſt, ſoll einen ſolchen Handel für Deutſchland verloren gehen. 
Das iſt, wie ich glaube, eine dringende Aufforderung für den Reichstag, ſich 
Har darüber zu werden, was die verbündeten Regierungen, was die Vertreter 
des Volkes einer ſolchen Gefahr gegenüber thun müſſen. Wir haben in dem 
Grenzlande Luxemburg nicht blos einen Theil des deutſchen Bodens zu ver⸗ 
treten, wir haben da auch zu ſchützen eine wichtige militäriſche Poſition, die, 
wenn ſie aufgegeben werden ſollte, mit Belgien zugleich die deutſchen Rhein⸗ 
Provinzen bedrohen würde, eine Feſtung, auferbaut durch die Entſchädigungs⸗ 
gelder, die im Jahre 1815 Frankreich auferlegt wurden, auferbaut zum Schutze 
eutſchlands gegen Frankreich, in welcher die preußiſche Regierung nicht blos 
auf Grund der Verträge von Wien, der Wiener Congreßacte, 
ſondern auch auf Grund beſonderer Abkommen zwiſchen der 
| preußiſchen und der niederländiſchen Regierung aus den Jahren 
isis und 1817 werthvolle Rechte der Beſatzung und der Ernen⸗ 
nung des Gouverneurs und des Commandanten hat. 0 
Cs iſt Gefabr vorhanden, daß ein deutſches Grenzland verloren geht, in 
welchem die Bevölkerung weſentlich deutſch ſſt und nicht daran denkt, franzö⸗ 
ſiſch werden zu wollen, in welchem rer vielleicht eine Abneigung 
vorhanden ift, ſich den ſchweren militäriſchen Anforderungen ſetz! 
bon zu fügen, welche an alle Mitglieder des nordveutſchen Bundes geſtellt 
werden, in welchem man aber deutſch iſt und deutſch bleiben will. Wenn der 
Hr. Präſident es mir geſtattet, jo will ich mir erlauben, einen Nothſchrei aus 
Luxemburg mitzutheilen, aus einem Schreiben, das mir kurz vor der heutigen 
Sizung zuging, aus welchem hervorgehen wird, wie deutſch Luxemburg ift 
bi w . Neigung man dort hat, ſich von Deutſchland zu trennen. Es 
eißt darin: 

„Wußten die Herren im Reichsrath, wie die 200,000 Luxemburger in 
Sprache und Sitte doch immer noch ein ganz deutſcher Volksſtamm ſind, wüß⸗ 
ten ſie, wie im gegenwärtigen Augenblicke überall in Stadt und Land Alles 
fo gebeugt und muthlos ift, jetzt, wo ſtarke Gerüchte von Annexion an Frank⸗ 
reich curſiren; wüßte man, wie ſehnſüchtig allgemein die Blicke ſich wenden 
nach jenen Männern, die doch eben nur des zu einigenden und zu feſtigenden 
Vaterlandes wegen in Berlin tagen: es müßten doch Alle ſich erheben und 
im Namen ſo vieler deutſcher und deutſch bleiben wollender Stammesbrüder 
die Stimmen dermaßen erheben, daß jede Conceſſion von obenber quasi un: 
wo und jedenfalls als ſchneidender Mißton im Einigungswerk, ja als 
moxaliſcher Todiſchlag angeſehen werden müßte. Ja, ſagte man ſich nicht 
— laut, wir ſeien in geheimem Einverſtändniß ſchon längſt von Preußen 
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nes Land nicht wagt, mit der Entſchiedenheit franzöſiſchen Gelüſten gegenüber: 
hitreten, wie wir es ſonſt von allen deutſchen Vollsſtammen erwarten können. 
Um fo mehr aber ift es unſere Pflicht, nun in Deutichland und im Auslande 
und in Luxemburg keinen Zweifel darüber zu laſſen, daß wir geſonnen find, 
dieſe ern " Beni 
H., es iſt eine nicht geringe Verſuchung für das Ausland vorhanden, die 
Auflöfung des deutſchen Bundes, die ke ni Formen deutſcher Entwicke⸗ 
lung noch nicht fertig geworden find, zu benutzen, um die Machtſtellung gegenüber 
Deutſchland für ſich zu verſtärken. Wenn wir nicht dem erſten Verſuche der 
Art entgegentreten, dann werden die Verſuche ſich ſtets wiederholen und die 
letzige Neubildung wird in Deutſchland nicht zur Begründung eines ſtarken 
Bundesſtaates, ſondern nur zur Fortdauer der alten Zerriſſenheit und Schwäche 
führen, (Sehr richtig! von allen Seiten.) Wenn wir Vertrauen haben zu der 
künftigen Leitung der auswärtigen Politik, wie ſie 49 hat im vorigen 
Jahre und in den Jahren vorher bei der preußiſchen Regierung, 0 wird dies 
ertrauen allerdings eine neue Bewährung verlangen in der ſchwierigen Lage, 
wo wir den Frieden erhalten können, wenn wir ſtark und entſchloſſen dem 
Auslande gegenüberſtehen, wo wir aber auch zeigen müſſen, daß wir den 
Krieg nicht ſcheuen, wo es ſich um gerechte Vertbeidigung gegen ungerechte 
Angriffe handelt. (Stürmiſcher Beifall.) Wir wiſſen ja Alle, daß in Frank⸗ 
reich die Reſte alter Parteien und ihre alt gewordenen Führer in leidenſchaft⸗ 
lichen Reden dazu aufzureizen ſuchen, nicht blos in dem Motive, Eroberungen 
zu machen, ſondern vielleicht auch in dem Motive, der jetzigen franzbſiſchen 
Regierung Schwierigkeiten zu bereiten. Geben wir raſch und entſchloſſen die 
richtige Antwort und wir werden ſolche Verſuche im Keime erſticken. Wenn 
in dem Augenblicke, wo der Reichstag verſammelt iſt, um eine neue Geſtal⸗ 
tung deutſcher Verhältniſſe vorzunehmen, wenn in dem Augenblicke, wo Ver⸗ 
treter der Regierungen und Vertreter des Volkes gemeinſam darüber berathen, 
Grenzprovinzen von Deutſchland losgeriſſen werden ſollten, würde das nicht 
ein Flecken ſein, ſchwer haftend an deutſcher Ehre, würde dadurch nicht der 
Det der Schwäche der Leitung unferer auswärtigen Politik aufgedrückt 
werden 5 

M. H.! Sie erinnern ſich gewiß Alle des patriotiſchen Ausſpruches, den 
vor mehreren Jahren Se. Majeſtät der König von Preußen gethan hat. 
Kein Dorf ſolle vom deutſchen Boden abgeriſſen werden. Dies Wort fand 
Aberall lebhaften Wiederhall und iſt in dankba er Erinnerung von der deutſchen 
Nation aufbewahrt worden, Jetzt, wo die Vertreter des norddeutſchen Bundes 
um Sr. Majeſtät den König Wilhelm hier in Berlin verſammelt 
find, da mag er das deutſche Volk aufru en, er wird in demſelben keine Par: 
teien finden, wo es gilt, ſich gegen das Ausland zu vertheidigen; er wird 
eine einige und enkſchloſſene Nation finden! (Stärmiſches Bravo.) Gerade 
die Gefahr der Einmischung des Auslandes, die könnte auch bei unferen Be: 
rathungen das Bedürfniß der Verſtändigung ſowohl bei den verbündeten Ne: 
gi rungen, wie bei den Vertretern des Volkes nur ſteigern. Wir können ſehr 
raſch zur Annäherung kommen, und das Werk, von dem wir glaubten, es 
würde uns bis nach Oſtern beſchäſtigen, das könnte in eben fo viel Tagen 
als ſonſt Wochen raſch abgeſchloſſen werden. (Lebhaftes Brado.) Wir wiſſen 
ſehr wohl, was auf dem Spiele ſteht. Wenn es uns nicht gelingt, noch im 
Anfange der franzöfiſchen Nation die Beweiſe beizubringen, daß ſie es hier 
mit einem Volke zu thun hat, das in einem kräftigen Aufſchwunge begriffen, 
ſich jetzt eine Verfaſſung und das ihm gebührende Anſehen in Europa erringen 
will, dann baben wir allerdings ſehr ſchwere Zeiten in Ausſicht. Wir ſuchen 
den Krieg nicht, kommt es aber zu einem ſolchen, ſo trägt Frankreich die 
Verantwortung. x RE: 

Die Franzdfiiche und die deutſche Nation, fo reich beide ausgeſtattet von 
der Natur, groß genug, um der Entfaltung ihter Kräfte freien Spielraum 
zu gewähren, können im Frieden miteinander und in egenſeitiger Achtung 
nur in der Förderung der Geſittung der Nationen ihre Miſſion finden. Jeder 
Krieg, der zwiſchen dieſen Nationen geführt wird, wird dem Fortſchritte der 
Cultur ſchwere Wunden ſchlagen, davon iſt Niemand mehr durchdrungen als 
wir. Aber wenn das Ausland uns ſtören will in dem gegenwärtigen Werke 
der Einigung, dann wird es hier auf eine Nation und eine Regierung ſtoßen, 
die allen derartigen Verſuchen mit der äußerſten Entſchloſſenheit entgegentreten 
werden. M. H.! Laſſen Sie uns deshalb darüber keinen Zweifel, daß, wie 
unter uns hier alle Parteien einig ſind, ſo auch das deutſche Volt einig ſein 
wird, jede kräftige Politik der Regierung auf jede Gefahr hin zu unterſtützen, 
dieſem und allen etwaigen fpäteren Verſuchen des Auslandes gegenüber 
(Lebhaftes Bravo von allen Seiten des Hauſes.) 


Der Vorſitzende der Reichstags⸗Commiſſarien, Graf v. Bismarck: Die 
hohe Verſammlung wird es natürlich finden, wenn ich mich in einer Frage 
von der Tragweite, welche die vorliegende gewonnen hat, in dieſem Augens 
olide darauf beſchränke, die Interpellation mit einer Darlegung des thatſäch⸗ 
lichen Sachverhaͤltniſſes, ſoweit es der königlichen Regierung und ihren Bun⸗ 
desgenoſſen bekannt iſt, zu beantworten. Ich muß dazu zurückgreifen auf die 
Urſachen, die es veranlaßt haben, daß das Großherzogthum Luxemburg nicht 
Mitglied des norddeutſchen Bundes iſt. 

Bei Auflöſung und durch die Auflöfung des früheren deutſchen Bundes 
gewann jeder der an demſelben beteiligten Staaten ſeine volle Souberänetät 
wieder, ſowie er ſie vor Stiftung des Bundes beſeſſen, ader durch die Ver⸗ 
pflichtungen, die er im Bundesvertrage Beni eingegangen war, beſchränkt 
hatte. Nach Auflöſung des Bundes Ainet 6 as Groß erzogthum Luxemburg 
und fein Großberzog derſelben Souveränetät europaiſchen Charakters, wie das 
Königreich der Niederlande und ſein König. Die große Mehrzahl der fräbern 
Bundesgenoſſen, gleich Preußen, benubten ihre Freiheit, um ſofort auf dem 
nationalen Boden einen neuen Bund behufs gegenfeitiger Unterſtüzung und 
Pflege der nationalen Intereſſen zu ſchließen. Das Großherzogihum Luxem⸗ 
burg fand es feinen Intereſſen nicht entſprechend, denſelben Weg einzuſchla⸗ 
gen. Durch die Organe, welche uns innerhalb des Großherzogthums und an 
ſeinen Grenzen zu Gebote ſtehen, waren. wir davon in Kenntniß gehalten, 
daß eine entſchiedene Abneigung, dem norddeutſchen Bunde beizutreten, in 
allen Schichten der Bevölkerung beimiih war. In den höheren und nament⸗ 
lich in den böchſten war fie getragen bon einer deutlich ausgeſprochenen Miß⸗ 
ſtimmung gegen Preußen und deſſen Erfolge, in den unteren getragen von 
einer Abneigung gegen die Uebernahme derjenigen Laſten, die eine ernfihafte 
Landesdertheidigung nothwendig mit ſich führt, 

Die Stimmung der luxemburgiſchen Regierung fand Ausdruck in einer 
Depeſche, die im October an uns Eigen wurde und in welcher fie uns 
nachzuweiſen ſuchte, daß wir kein Recht mehr hätten, in Luxemburg Garniſon 
zu halten. Die königliche Regierung und ihre en mußten ich 
die Frage ſtellen, ob es angemeſſen ſei, unter dieſen Umſtänden eine Ein⸗ 
wirkung oder gar einen Druck dahin zu üben, daß das Großberzogthum, 
welches dem Zollverein angehört, auch dem norddeutſchen Bunde beiträte. 
Sie hat ſich nach gründlicher Erwägung dieſe Frage verneint. Sie mußte 
es einmal als einen zweifelhaften Vortheil betrachten, in einem Bunde von 
dieſer Intimität in dem Großherzog von Luxemburg ein Mitglied zu haben, 
welches in ſeiner Eigenſchaft als König der Niederlande ſeinen Schwerpunkt 
außerhalb des Bundes, feine Intereſſen außerhalb des Bundes hat und viel⸗ 
fach moͤglicherweiſe im Widerſpruch mit dem Bunde haben könnte. Die Gr: 
fahrungen, welche wir in dieſer Beziehung in dem früheren Bunde gehabt 
haben, waren lehrreich genug, um uns abzuhalten, eine ähnliche Einri tung 
im vollen Maße auf die neue Inſtitution zu übertragen, 

„Die königliche Regierung hat ſich ferner geſagt, daß vermoͤge der geogra⸗ 
phiſchen Lage und der eigenthümlichen Verhältniſſe gerade des Großherzog⸗ 
iums Luxemburg die Behandlung insbeſondere dieſer Frage einen höheren 
Grad von Vorſicht erforderte. Man erweist der preußischen Politik nur Ger 
rechtigkeit, wenn an einer hervorragenden Stelle ausgeſprochen worden ift, 
die ene Bolitit ſuche die Empfindlichkeit der franzöſiſchen Nation — na⸗ 
türlich, ſoweit es mit der eigenen Ehre verträglich iſt — zu ſchonen. Die 
preußiſche Politik findet und fand zu einer ſolchen Politik Anlaß in der ge 
rechten Würdigung der Bedeutung, welche die freundicaftlihen Be iebungen 
zu einem mächtigen und ebenbürtigen Nachbarvolke für die friedliche Ent» 
wickelung der deutſchen Frage haben mußten. 

Aus derſelben Rüͤckſicht, die ich hiermit charakteriſirt habe, will ich mich 
enthalten, auf den zweiten Theil der Interpellation mit Ja oder Nein zu 
antworten. Der Wortlaut dieſes zweiten Theiles ift ein folder, wie er einer 
ed abe die auf dem nationalen Boden ſteht, wohl anſtehen mag; er 

ehört aber nicht der Sprache der Diplomaten an, wie ſie in Behandlung 
nternationaler Beziehungen, ſo lange dieſelben im friedlichen Wege erh 
werden konnen, geführt zu werden pflegt. 
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Dinstag, den 2. April 1867. 


Was den erſten Theil der Interpellation betrifft, fo will ich das Sachver⸗ 
bältniß, ſoweit es zur Kenntniß der lönigl. Regierung gekommen iſt, offen 
darlegen. Die königl. Re Fre hat keinen Anlaß anzunehmen, daß ein Ab⸗ 
ſchluß über das künftige Schickſal des Großherzogthums bereits erfolgt fei; 
ſie kann das Gegentheil natürlich nicht mit Beſtimmtheit verſichern, ſie kann 
auch nicht mit Beſtimmtheit wiſſen, ob, wenn er noch nicht erfolgt wäre, er 
vielleicht unmittelbar bevorſtände. Die einzigen Vorgänge, durch welche die 
tönigl, Regierung veranlaßt geweſen iſt, geſchäftlich Kenntniß von dieſer Frage 
zu nehmen, ſind folgende: 5 

Vor wenig Tagen hat Se. Majeftät der König der Niederlande den im 
Haag accreditirten königlich preußiſchen Geſandten mündlich in die Lage ges 
fest, ſich darüber gu äußern, wie die preußiſche Regierung es auffaflen würde, 
wenn Se. Niederländiſche Majeftät Sich der Souveränetät über das Groß⸗ 
herzogthum Luxemburg entäußerten. Der Graf Perponcher, unſer Geſandter 
im Haag, iſt angewieſen worden, darauf zu antworten, daß die königliche 
Regierung und ihre Bundesgenoſſen im Augenblicke . Aae keinen Beruf 
hätten, 125 über dieſe Frage zu äußern, daß fie Sr. Majeſtät die Verant⸗ 
wortlichkeit für die eigenen Dekanat ſelbſt überlafjen müßten und daß die 
königliche Regierung, bevor fie ſich über die Frage äußern würde, wenn fie 
genöthigt wäre, es zu thun, fi jedenfalls vorher verſichern würde, wie die 
Frage bon ihren deutſchen Bundesgenoſſen, wie fie von den Mitunterzeichnern 
der Verträge von 1839 und wie fe von der öffentlichen Meinung in Deutſch⸗ 
land, welche grade im gegenwärtigen Augenblick in der Geſtalt dieſer hohen 
bester Beſalh ein angemeſſenes Organ beſitzt, aufgefaßt werden würde. (Leb⸗ 

after Beifall). 

„Die zweite Thatſache war diejenige, daß die königlich niederländiſche Re⸗ 
gierung durch ihren hieſigen Geſandten uns ihre guten Dienſte behufs der 
von ihr vorausgeſetzten 8 
Großherzogthum Luxemburg anbot. Wir haben darauf 8 daß wir 
nicht in der Lage wären, von dieſen guten Dienſten Gebrauch zu machen, 
weil Verhandlungen dieſer Art nicht ſchwebten. (Heiterkeit und Beifall.) 

In dieſer Lage, meine Herren, befindet ſich, ſoviel der königlichen Regie⸗ 
rung bekannt iſt, die Sache noch in dieſer Stunde. Ich betone, fobiel ihr 
bekannt iſt, und Bier mich auf das zurück, was ich kurz vorher über die 
Möglichkeit eines Abſchluſſes geſagt habe. Sie werden nicht von mir verlan⸗ 
gen, daß ich in dieſem Augenblicke — ähnlich wie es einem Volksvertreter, 
einer Volksvertretung geſtattet iſt — über die Abſichten und Entſchlüſſe der 
königlichen Regierung und ihrer Bundesgenoſſen in dieſem und in jenem 
Falle in der Oeffentlichkeit Erklärungen abgeben ſolle. Die verbündeten Re⸗ 
gierungen glauben, daß keine fremde Macht zweifelloſe Rechte deu ſcher Staa⸗ 
ten und deutſcher Bevölkerungen beeinträchtigen werde; fie hoffen im Stande 
zu fein, ſolche Rechte zu wabren und zu ſchützen auf dem Wege friedlicher 
Verhandlungen und ohne Gefährdung der freundſchaftlichen Be iehungen, in 
welchen ſich Deutſchland bisher zur Genugthuung der verbündeten Regierun⸗ 
gen mit ſeinen Nachbarn befindet. Sie werden ſich dieſen Hoffnungen um ſo 
ſicherer hingeben können, je mehr das eintrifft, was der Herr Interpellant 
vorher zu meiner Freude andeutete, daß wir durch unſere Beratbungen das 
unerſchütterliche Vertrauen, den unzerreißbaren Zuſammenhang des deutſchen 
Volkes mit ſeinen ane und unter feinen Regierungen. bethätigen wer⸗ 
den. (Lebhaſter allſeiliger Beifall!) 

Präſident Simſon: M. 
cuſſion über die Interpellation noch ein durch ihre Beantwortung hervorge⸗ 
rufener beſonderer Artrag geftellt worden. Ich ſpreche aber zuverſichtlich die 
Empfindung des hohen eichstages aus, wenn ich ſage, die Weiſe, in welcher 
der Reichstag die Interpellation ſowohl wie ihre Beantwortung ſeitens des 
Herrn Präſidenten der Bundescommiſſarien aufgenommen bat, ſpricht deut⸗ 
licher und unzweideutiger, als wenn irgend ein ſormeller Antrag gekommen 
wäre. (Bravo) 

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein, Fortſetzung der Vorberathung 
des Verfaſſungsent Es wird zunächſt die General⸗Discuſſion über 
Abſchnitt VI. deſſelben eröffnet, und erhält zuerſt das Wort 

Abg. Erxleben aus Hannover: Bu meiner Bee wird die vertrags⸗ 
mäßige Natur des Zollvereins jetzt inſofern eine Veränderung erleiden, daß 
er norddeutſchen Bunde zu einer verfaſſungsmäßigen, alſo nicht auf Zeit 
ſich beſchränkenden Einrichtung umgewandelt wird. Dies wird um jo erfreu⸗ 
licher fein, wenn de ſüddeutſchen Staaten im Zollverein werden verbleiben 
Nag ch nehme an, daß, fo lange das Vertragsverbältniß zu den fürs 

eutſchen 
iſt, die Verträge zwiſchen allen Zollvereinsſtaaten unverändert forlbeſtehen. 

Daraus folgt, daß die Präcipua, welche Preußen für Hannover und Franl⸗ 
furt, außerdem Oldenburg und Schaumburg⸗Lippe beziehen, auch in Beziehung 
auf die ſüddeutſchen Staaten unverändert fortbeſtehen. Dann aber nehme ich 
nach den Worten des Verfaſſungsentwurfs an, daß in dem Berhältniffe 
der norddeutſchen Staaten untereinander dieſe Präcipua weg⸗ 
fallen ſollen. Es wäre das unzweifelhaft, wenn nicht in dem Art. 37 
das Präcipuum von Hannover, Oldenburg und Schaumburg⸗Lippe ausdruck 
lich als fortbeſtehend angeſehen und bezeichnet wäre. Ferner möchte ich wiſſen, 


wie der Anſchluß der noch nicht zum Zollverein gehörigen norddeutſchen Staa ⸗ 


ten ausgeführt werden ſoll. Soll unmittelbar nach der Verkündigung der 
Verfaſſungs⸗Urkunde der Anſchluß an den Zollverein erfolgen für Holitein, 
Lauenburg und Schleswig, was nicht unmöglich ſein würde, ferner Mecklen⸗ 
burgs, hinſichtlich deſſen noch Hinderniſſe beſtehen in Folge ſeines Vertrages 
mit Frankreich? Wie denkt man es ferner zu balten mit den Uebergangs⸗ 
maßregeln, die doch unerläßlich ſein werden in Bezug auf die Nachverſteue⸗ 
rung von Waaren, die in dieſen Gebieten bis zu ihrem Anſchluß an den Zell⸗ 
verein eingeführt werden können? Alle dieſe Länder haben einen ſehr niedri⸗ 
gen Tarif, und ſo wenig ich wünſche, daß ſie mit einer Nachſteuer ſchwer be⸗ 
3 ſo ul ihnen . — lange Det zur maſſenhaften Einfüh⸗ 
rung von Waaren zu ihrem niedrigen Tarif gelaſſen werden, mit denen ſie 
—.— die übrigen Staaten überihmemmen, - l f 
Abg. Michaelis (Ueckermünde): Es iſt in dieſem Augenblicke ſchwer, über 
eine anſcheinend ſo trockene Frage in dieſer Verſammlung zu ſprechen, die 
ſoeben von jo großen nationalen Fragen erregt worden iſt. Sie bat indeſſen 
Beni d ae Ale ſondern auch ihre nationale Seite. Wir ſind im 
Grundlagen feiner materiellen und Verkehrsverhältniſſe an Händen und 
gebunden ſei, Abhilfe zu ſchaffen und gleichzeitig dem notddeutſchen 
eine feſte finanzielle Grundlage zu gewähren in den ihm ein für alle 
zugewieſenen Einnahmen aus den Zöllen und den in dieſem Abſchnitte ges 
nannten indirecten Steuern. Bisher ſcheiterte an der Unmöglichkeit des ordent⸗ 
lichen Weges der Geſetzgebung jee durch die Bedürfniſſe der Zeit verlangte 
rung ine 8 itit, vor Allem das Entſtehen einer fortdauernd 
in Fluß befindlichen 
Zölle. Jene großartigen Erfolge finanzieller Reformen, wie fie in England 
in den letzten 20 Jabren vor den erſtaunten Augen Curopa's vor ſich gingen, 
konnten wir ſehen, von ihnen lernen, ſie beneiden, aber — war unmoglich, 
5 Reformen auch in unſerem Vaterlande zur Anwendung zu bringen. 
it dem - 
tigften indirecten Steuern, welche zugleich auf den Verkehr innerhalb des 
Mundes ebietes Einfluß haben, an eine geordnete, einheitliche ſtaatliche Inſti⸗ 
tution iſt der Handels ⸗ und der Gteuerreformpolitit die Bahn eröffnet und 
wir geben einer Zukunft entgegen, wo die in Fluß gebrachte Reformgeſetz⸗ 
gebung auf dieſem Gebiete es dem Volke ermöglichen wird, leichter die finan⸗ 
ziellen Laſten — tr en, mit . Aufwande von Opfern Größeres, mit 
eringeren Opfern Gleiches zu 5 2 
5 115 babe ‚eis einen Tarif und eine Steuergeſetzgebung vor uns, welche 
ie zahlreichen Nar 1 
Ki de waren. Die Zukunft wird reichlich Gelegenheit bieten, durch 
ereinfachung unſeres Tarifs und durch eine wirthſchaftlichere Geftaltung der 
indirecten Steuern den Ertrag unter minderer Belaſtung des Volkes zu er⸗ 
böhen. Es wird nicht ſchwer fallen, dieſen Ertrag, der mit dem der Bo 
ungeläbr 48 Millionen beträgt, weſentlich zu erhöhen und damit den ah 
des sbudgets, welcher durch Umlagen oder directe Steuern aufgebracht 
werden muß, zu permindern. Es wird der Zukunft überlafien bleiben, gegenüber 
einem etwaigen Anschwellen des Ertrages dieſer Abgaben, welches denſelben näher 
an die Grenze des Bedarfs für nothwendige Ausgaben heranbraächte, i nen eine 
Schranke zu ſetzen. Ich conſtatire, daß wir den künftigen Reichstagen eine 
233 Eragon en — 8 die wir ihnen nicht abnehmen können, 
richtigen otſichtigen Gebrauch 


unde 
M 


erhandlungen Preußens mit Frankreich über das 


M. H., es iſt weder ein Antrag auf weitere Die 


taaten durch die vorbehaltene Kündigungs⸗Beſugniß nicht gelöſt 


daß unſer Vaterland in ſeiner Geſetzgebung über die 


eform unſerer Geſetzgebung über indirecte Steuern und 


ebergange der geſammten Geſezgebung über Zölle und die wich. 


Se an ſich trägt, in welche fie feit längerer 


ihres Steuerbewüligungerechtes . 


— ——¼—ꝛ 


der der Herr Abg. Erxleben ausgegangen, iſt vollkommen richtig und ſchließt 


oder im gemeinſamen Einverſtändniß abgeändert ſein werden. 


den ſpäteren allgemeinen Zollvereinsvertrag vom 161 


geſtellt habe und daß 


Wir legen den finanziellen Grund des norddeutſchen Bundes, indem wir ihm 
mit Genehmigung e et den Ertrag der Zölle und der indirecten 
Abgaben nicht auf ein Jahr, nicht auf irgend eine andere Periode, ſondern 
auf immer vorbehaltlich der Aenderungen der künftigen Geſetzgebung über⸗ 
weiſen und je höher dieſe Erträge, deſto ſicherer der Rückhalt für die Opera⸗ 
tion der Executive des Bundes. Wir müſſen uns daher vorbehalten, bei den 
foäteren Theilen der Finanzgeſetzgebung des Bundes, die in den folgenden 
Abſchnitten enthalten ſind, die nothwendigen Vorſichtsmaßregeln zu treffen, 
um die Garantien für ein Zuſammenwirken zwiſchen Executive und Reichs⸗ 
bertretung zu ſichern. Es iſt die Genehmigung dieſes Abſchnitts zugleich ein 
leichter und ein ſchwerer Entſchluß. Denn indem wir auf die Erträge dieſer 
Zölle und indirecten Abgaben die ganze Existenz des Bundes bauen, haben 
wir ein Moment geſchaffen, welches einer Ermäßigung dieſer Abgaben, welche 
ihren Ertrag vermindern würde, die größten Schwierſakeiten bereitet. 
ch erinnere an die Salzſteuer, welche als Kopfſteuer, als Beſteuerung 
eines nothwendigen Lebensmittels und eines Artikels, welcher die Grundlage 
vieler Zweige der Induſtrie bildet, von der Theorie wie von der Praxis 
längit verurtheilt worden iſt. Aber ich habe in dieſer Beziehung eine ganz beſtimmte 
offnung: es werden unzweifelhaft Geſetzesvorlagen kommen, die den Zweck 
aben, durch Erhöhung einzelner Zölle oder Abgaben finanzielle Mehrerkräge 
5 erzielen, aber gleichzeitig auch andere, welche durch Herabſetzung oder Be⸗ 
eitigung einzelner Zölle die Übrigen ertragreicher machen. Bei jeder ſol⸗ 
chen Vorlage wird die . dafür ſorgen müſſen, daß im Ganzen 
eine Erleichterung der Laſten des Volkes aus den jedesmaligen Aenderungen 
der Steuergeſetzgebung hervorgehe und daß die hauptſächlichſte Sicherheit künf⸗ 
tiger Mehrertzäge darin geſucht werde, daß durch Erleichterung des Verkehrs 
und Vereinfachung des Tarifs die übrigen Quellen der indirecten Beſteuerung 
reichlicher fließend gemacht werden. Auf dieſem Wege wird fi eine Reihe 
von Compromiſſen eröffnen, die dahin führt, daß die Einnahmen auf immer 
weniger Zollſätze zurückgeführt werden und eine Reihe von Abgaben, welche 
wenig Ertrag geben und mehr den Verkehr hindern als den Finanzminiſter 
fördern, von Abgaben, welche die Conſumenten beſteuern, ihren Ertrag aber 
nicht in die Hände der Finanzverwaltung, ſondern der bevorzugten Producen⸗ 
ten⸗Intereſſen führen, aufgehoben wird und daß durch Aufhebung dieſer Tarif 
ſätze unſer Zollſyſtem auf immer weniger Poſitionen zurückgeführt wird. 
Dann wird auch der Zeitpunkt kommen, wo ſelbſt denjenigen Theilen des Ge⸗ 
biete3, welche jetzt noch einen Zollausſchluß ih vorbehalten, um ihren Antheil 
am Weltverkebr zu behaupten, es vortheilhaft erſcheinen wird, mit in das ge: 
meinſame Recht einzutreten. 
Abg. Braun⸗Hersfeld (Commerz.⸗Rath in Kurheſſen). (Redner ſpricht 
vom Platze unter großer Unruhe des Hauſes und wendet überdies noch der 
purnaliſtentribüne den Rücken zu, fo daß er faſt abſolut unverſtändlich ift): 
Venn auch hier und dort gegen einzelne Beſtimmungen des Entwurfes Miß⸗ 
billigung herrſchen mag, fo wird man ihm doch im großen Ganzen feine Zur 
ſtimmung nicht verſagen und auch die Hoffnung hegen können, daß er mit 
dazu dienen wird, die ſüddeutſchen Staaten zu uns derüberzuziehen. Es iſt 
klar, daß der materielle Wohlſtand des norddeutſchen Bundes einer blübenden 
Entwickelung entgegengeführt werden wird. Was Artikel 31 anbetrifft, ſo 
wird allerdings für Hamburg, Lübeck und Bremen in nächſter Zeit das Frei ⸗ 
hafenſyſtem beibehalten ſein, anders dürfte es ſich aber mit Altona verhalten, 
das in den Zollverein aufgenommen werden muß. N 1 mit dem 
Wunſche, in Rückſicht auf die heutige Interpellation dieſen Theil des Verfaſ⸗ 
ſungsentwurfes, zu dem ja wenig Amendements geſtellt find, moͤglichſt ſchuell 
zu erledigen. (Bravo rechts.) 8 
g. Dr. Schleiden: Es war urſprünglich nicht meine Abſicht, in det 
General⸗Discuſſion das Wort zu nehmen, indeſſen muß ich mich dazu veran⸗ 
laßt fühlen, da der Vorredner auch Art. 31 in den Kreis ſeiner Erörterungen 
gezogen und dabei ausgefährt hat, daß Hamburg Freihafen bleiben möge, 
ah aber für Altona die Freibafen-Dualität fraglich erſcheine und daß es in 
den 9 — aufgenommen werden müſſe. Er ſcheint niemals in Altona 
geweſen zu ſein, wenn er nicht weiß, daß Hamburg und Altona innig mit 
einander verwachſen find und auf gleichem Fuße behandelt werden mülſen. 
Es läuft kein Schiff von Hamburg aus, das nicht auch in Altona einen Theil 


ſeiner Ladung nähme; beide Städte haben die Börſe und andere Einrichtungen 


gemeinſchaftlich; wenn man von Hamburg nach Altona a weiß man nicht, 
wo Hamburg aufhört und wo Altona anfängt. Eine einzige Omnibuslinie hat im 
vorigen Jahre 615,000 Menſchen zwiſchen Hamburg und Altona beſördert. Rechnet 
man die andern Fahrgelegenheiten und die Fußgänger hinzu, ſo hat man wenig⸗ 
ſtens 10 Millionen Menſchen jährlich, die von Hamburg nach Altona oder umge 
kehrt gegangen oder gefahren ſind. Wo wollen Sie das Zollperſonal herneh⸗ 
men, das die täglich zwiſchen Hamburg und Altona Paſſtrenden unterſuchen 
fol? Das ift aber nur der Landverkehr. Der Verkehr durch die Schifffahrt 
entziebt ſich vollends jeder Controle. M. H.] Eine Scheidung Hamburgs 
und Altonas iſt vollkommen unmöglich. Altona iſt die erſte Handelsſtadt, 
die Preußen an der Nordſee erworben bat, das muß genügen, um für Preußen 
die Nothwendigkeit herauszuſtellen, dieſer Handelsſtadt nicht die Adern ihres 
Verkehrs zu unterbinden. M. H. Ich bitte Sie, keinen Beſchluß im Sinne 
des Vorredners zu faſſen, ſondern den Art. 31 ſo zu laſſen wie er iſt. 
Bundescommiſſar Miniſterialdirector Delbrück: Die Vorausſetzung, von 


die Antwort auf feine Fragen ein: die Zollvereinsverträge im Verhältniß zu 
den ſüddeutſchen Staaten dauern jo lange unverändert fort, bis 5 E 
is dahin 
beſteht auch, was in den Verträgen über die Präcipua enthalten iſt, fort. 
Wenn der Herr Abgeordnete Zweifel hegte, weil im Attikel 37 des Entwurfs 
der Artikel des hannover⸗oldenburgiſchen Abſchlußvertrages vom 11. Juli 
1864, in welchem von dem Präcipuum die Rede iſt, nicht erwähnt worden iſt, 
ſo beruht dies einfach darauf, daß dieſer Artikel nicht mehr gilt. Es iſt durch 
0 Mai 1865 ausdrücklich 
aufgehoben worden und das, was er enthält, iſt in dieſen allgemeinen Boll: 
vertrag übergegangen. Auch die zweite Be in Beziehung auf die Moda⸗ 
litäten der Einſchließung der Elbherzogthümer und der Großherzogthümer 
Mecklenburg in den Zollverein beantwortet ſich aus der von dem Herrn 
Redner an die Spitze geſtellten Vorausſetzung. Nach den beſtehenden Zoll⸗ 
vereinsverträgen ſetzen dergleichen Zollanſchlüſſe Verhandlungen und Verſtan⸗ 
digungen mit ſämmtlichen Vereinsregierungen, namentlich auch über den 
re Punkt voraus, durch welche Maßregeln es zu verhindern iſt, daß 
enmengen, welche unter einem niedrigeren Tariſſatz in einem anzu⸗ 
ſchließenden Lande angehäuft find, nicht in den beſtehenden Zollverein in 
einem Umfange eingeführt werden, welcher die Zollvereine beeinträchtigt. 
Die General⸗Discuſſton wird geſchloſſen. 
Abg. Braun (Hersfeld) —.— ee br ad 1 keinen Antrag 
) er zweitens Hamburg und Altona ſehr genau kenne, 
da er ſeit 30 Jahren alljährlich regelmäßig, dort zu thun n 
Es beginnt nunmehr die Spectaldiscufjion über die einzelnen Artikel 
des Abſchnitts VI. Art, 30 lautet: „Der Bund bildet ein Zoll. und Han⸗ 
delsgebiet, umgeben von gemeinſchaftlicher Zollgtenze. Ausgeſchloſſen bleiben 
die wegen ibrer Lage zur Ginſchließung in die Zollgrenze nicht geeigneten 
einzelnen Gebietstheile. Alle Gegenſtände, welche im freien Verkehr eines 
Bundesſtaates befindlich ſind, A in jeden andern Bundesſtaat eingeführt 
und dürfen in letzterem einer Abgabe nur in ſo weit unterworfen werden, 
als daſelbſt gleichartige inländiſche Erzeugniſſe einer inneren Steuer unterlie⸗ 
„, Die Abgg. Erxleben und Francke beantragen, den Schluß dieſes 
Artitele fo zu faſſen: „einer nicht gemeinſchafklichen inneren Steuer 


1 Tg Antrag im Intereſſe 1 05 Deutlich⸗ 


Abg. Erxleben empfiehlt ſeinen 0 
keit. Die Steuer auf Zucker, Bier, Branntwein und Tabak ſind durch die 


Berfaſſung zu gemeinſchaftlichen Steuern erklärt, es darf alſo davon feine 
Uebergangsabgabe erhoben werden. Indeſſen wird darauf zu rüdißtigen 
‚fein, daß, wenn Mecklenburg ſich nicht im Zollverein befindet, auf Bier und 
Branntwein, der dort durchgeführt wird, doch eine Uebergangsabgabe erhoben 
werden könnte. Und das möchte ich vermieden wiſſen. 

VundesCommiſſar Miniſterial⸗Director Delbrück: Der Herr Vorredner 
bat volltommen Recht, daß es die Abſicht der Regierungen iſt, die Erhebung 
der Uedergangsſteuern in Zukunſt fortzulaſſen. Sein Antrag geht aber über 
dieſe Abſicht hinaus. Es werden nicht blos für Rechnung des Staats, ſondern 


auch für Rechnung der Communen Uebergangsabgaben erhoben. Wenn dieſe g 
ſchon jetzt nicht mehr für Zucker und Tabak, wohl aber für Bier und Brannt⸗ 


wein erhoben werden dürfen, jo ſollen nach dem Amendement auch die letzteren 
AmegjaBEn. Db es ſich empfehlt, den Communen dieſe Abgaben für immer 
zu belaſſen, joll nicht behauptet werden, aber ich glaube Es 
ee gegenüber, die fo lange zuläjfig war, nicht ſofort negativ ver⸗ 
Die Debatte wird 
6 80 des Gntmurfe ab len, das Amendement Erxleben abgelehnt und 
Art. 31 lautet: Die Hanſeſtadte Lübeck, Bremen und Hamburg 
mit einem dem Zweck entſprechenden Bezirke ihres oder des um: 
liegenden Gebietes bleiben als Freihäfen außerhalb der ge: 
eee Zollgtenze, bis ſie ihren Einſchluß in diefelbe 
e 
tumbrecht: M. 5. ! Ich würde nicht das Wort genommen haben 
wenn mir nicht Mittheilung geworden wäre, e Seeſtädte 10 
Begünſtigung der Hanſeſtädte eine Agitation in's Werk ſetzten, 79 le ich mich 


Bei dieſem Export liegt es aber auf der 
auf die Erzeugniſſe Deutſchlands angewieſen find und auch darauf, für dieſe 
Erzeugniſſe alle nur moglichen Abſatzquellen aufzufinden. Daraus ergab ſich, 
daß auf allen Plätzen, in allen Zonen der Welt ſich hanſeatiſche Etabliſſe⸗ 
ments gebildet haben, wo die deutſchen Schiffe deutſche Waaren und deutſche 
mercantiliſche Intelligenz finden, und ich glaube, daß dieſer 
ſeatiſchen Städten zu Gute kommt. 

wir dieſe Geſchäfte gar nicht treiben. 
bliſſement an der mexicaniſchen Küſte. 
vier große Ausſendungen, vorzugsweis deutſche Producte, aber da dieſe das 
Bedürfniß nicht ganz decken, ſieht es ſich gezwungen, auch die Erzeugniſſe an⸗ 
derer Länder mit beizuladen, dazu iſt die Fleihafenſtellung nöthig, denn wären | 3 
dieſe Producte nicht in Hamburg zu bekommen, ſo wären die Ausſendungen 
gar nicht zu machen. t we 
Ein anderes Beiſpiel geben die Niederlaſſungen der ruſſiſch“ amerikaniſchen 
Compagnie in Kamſcharka, Sitka, auf den aleutiſchen Inſeln, die früher aus⸗ 
ſchlicßlich von London, jetzt auch von Hamburg aus berjor,t werden, jedes 
Schiff aber führt jetzt mehr als die halde Ladung deutſcher 
ber ganz unberfreten waren. 
Verbindungen mit Norwegen uno Schweden an, 
W befördern. 


gleich das nur Kinderſpiel gegen die Gegenwart war. 
haben die Hanſeſtädte eine ſehr ehrenwertde Stellung eingenommen und ich 
meine, daß ein Bund, in dem ſich die dritte Handelsſtadt Curopa's befindet, 
noch eine ganz andere Stellung hat, als ohne dieſelbe. 
Punt Handelsſtellung mit einem Federſtriche vernichten, müßten aber viel 


d N 5 
aß man ſich na ehrsbeziehungen dem Inlande gegenüber haben 


als Forderung erfahren; biezn kam, daß fie die außerordentlich großen Laſten 
des s 
ſich fo glänzend entwickelt, well fie ſich auf ihrem beſchränkten Raume einer 
vollſtändig 
hatten. t jer 
Handelsgeiſt geſchaffen worden, der vergleichbar iſt mit dem militäriſchen 
Geiſte, und welche beide die Folgen find eines angeſtrengten durch Gene⸗ 
kationen hinpurch fortgeſetzten Strebens. 
Verluſte, welche die Bethätigung des Geiſtes fordert, find bedeutend, ähnlich 
wie die Opfer auf dem Schlachife de; und keines dieſer 
ganfeftäbten geſchont worden. So iſt es denn gekommen, daß unter den 


946 
erklären müßte ſelbſt auf die Gefahr hin, mit meinen Wählern in Widerſpruch 
aeratben. Als Hannover 1854 in den Zollverein trat, war Harburg ein 
Freihafen und bei den damaligen Verhandlungen mußte natürlich dieſe Eigen⸗ 
ſchaft mit zur Erörterung kommen. Eine große Partei kämpfte für den Frei⸗ 
hafen, ich aber glaubte, mich dagegen erklären zu müſſen. Was war nun 
der Erfolg, daß die Freihafenpartei mit ibren Anſtrengungen nicht reuffirte? 
Das, m. H. daß Harburg, welches vor 10 Jahren ein unbedeutender Ort 
bon 6000 Seelen war, jetzt eine blühende Fabrikſtadt von 14,000 Einwohnern 
iſt. Die beſonderen Verhältniſſe, die bei Harburg dafür ſprachen, daß 
es nicht als Freihafen beſtehen bleibe, ſprechen indeſſen bei Hamburg dafür, 
daß es wenigſtens für die nächſte Zeit noch dieſe Qualität behalte. Wenn 
wir ſolche Zolltarife hätten, wie ſie in England beſtehen, dann läge die Frage 
anders für Hamburg, ſo lange die gegenwärtigen Tarife ader beſteben, könnte 
Hamburg nicht ohne große Nachtheile auf den Charakter eines Freihafens 
verzichten. Lübeck und Bremen befinden ſich in anderen Verbältniſſen und 
in Bremen war bekanntlich ſchon früher eine Agitation für den Anſchluß an 
den Zollverein in's Leben getreten. Ich ſpreche deshalb vorzugsweiſe nur 
von Hamburg. Man hat die Hamburger damit tröſten wollen, daß ihre 
Stadt ein großes Entrepot des Weltmarktes für den Zwiſchenhandel werden 
würde, und auf das Beiſpiel Londons verwieſen. An London reicht aber 
Hamburg nicht hinan. Dort iſt ein Weltmarkt von allergrößter Bedeutung 
und zwar nur für einzelne Attitel. In Hamburg iſt ein kleinerer Weltmarkt, 
aber mit Allem verſehen, was die Detailhändler in ganz Deutſchland ge⸗ 
brauchen. Man kann nun nicht verlangen, daß die Hamburger ihr jetzt üb⸗ 
liches Verfabren mit Entrepots anders einrichten und mit großen Koſten ein 
anderes Syſtem begründen ſollten, dem ſie zunächſt einen Theil ihrer alten 
Beſtände opfern müßten. Ich empfehle demnach nochmals, Hamburg vorläufig 
als Freihafen zu belaſſen. 
Abg. Wiggers (Berlin): Meine Herren! Ich bin vollkommen damit 
einverſtanden, daß wir uns mönlichit beeilen, es ſtehen aber doch ſehr wichtige 
Intereſſen auf dem Spiele. Wir wünſchen ein einheitliches Zollgebiet, aut 
dem aber für die Hanſeſtädte eine Ausnahme exiſtiren ſoll. Ich will den 
Gegenſtand nicht erſchöpfend behandeln; es exiſtirt eine ganze Broſchüren⸗ 
Literatur darüber. So weit ich es aber beurtheilen kann, ſprechen wichtige 
Bedenken dagegen, den Hanſeſtädten die Freihafenqualität zu ertheilen. In 
den Hanſeſtädten ſelbſt find die Meinungen darüber getheilt. Hamburg hat 
bereits ein großes Abſatzgebiet in Hannoder verloren; jetzt ſteht ihm der Ver⸗ 
luſt Mecklenburgs und ter Elbherzogthümer bevor. Was den internationalen 
Zwiſchenhandel anbetrifft, ſo weiſe ich darauf hin, daß nicht blos London, 
ſondern auch andere große Plätze Frankreichs und Englands bedeutenden 
Zwiſchenhandel treiben, ohne Freihäſen zu fein. Warum jollte es alſo Ham⸗ 
burg nicht auch im Stande fen. Es kommt nicht blos die Rückſicht auf 
Hamburg in Betracht, ſondern auch die auf den Zollverein. Die Hamburger 
jagen immer, fie find Freibändler, im Grunde genommen aber find ſie Mo⸗ 
nopoliſten, die da wollen, daß andere Seeſtädte mit ihnen im internationalen 
ee nicht concurriren ſollen. Es ſpielen auch gewichtige englische 
ntereſſen mit, für die man ein großes Depot beabſichtigt; damit iönnen wir 
die deutſche Induſtrie nicht belaſten. Aus Chemnitz iſt gegen die Freihafen⸗ 
Qualität Hamburgs eine Petition eingelaufen. Der Export Hamburgs hängt 
von der inländiſchen Induſtrie ab und dieſe ſieht ihre Intereſſen gefährdet, 
wenn Hamburg nicht dem Zollverein beitritt, ſondern zum Freihafen erklärt 
wird. Ich bin dafür, daß die Hanſeſtädte interimiſtiſch auf 3 Jahre in ihrer 
jetzigen Stellung bel aſſen werden, damit fie ſich fo auf den Eintritt in den 
Zollverein vorbereiten können, und bitte, Art. 31 zu ſtreichen. 
Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt. h ! 
Abg. Sloman (Schiffsrheder in Hamburg): M. H.! Ich bin in der 
angenehmen Lage, Sie bitten zu können, das Intereſſe der Hunjeftädte zwar 
nicht aus den Augen zu verlieren, aber ſich hauptſächlich zu fragen, ob zur 
gedeihlichen Entwickelung des Handels, der Induſtrie und der materiellen 
Intereſſen Deutſchlands nicht erforderlich iſt, daß die Hanſeſtädte ihre Frei⸗ 
hafenſtellung behalten. Die Frage, ob Freihandel, ob Schutzzoll hat mit der 
vorliegenden nichts zu thun; auch die Anſicht, daß die Hanſeſtädte auf Koſten 
des Binnenlandes ſich bereichert haben, iſt wohl als abgethan zu betrachten. 
Zur Sache ſelbſt bemerke ich, daß man in allen großen Zollgebieten die Noth⸗ 
wendigkeit gefunden hat, Freihäfen, oder freie Niederlagen, oder Entrepots, 
oder ſogenannte Dods zu errichten. Alle dieſe vier Einrichtungen ſind ſo zu 
ſagen Geſchwiſterkinder und verfolgen denſelben Zweck, nämlich dem Handel 
ein Aſyl zu geben, in dem er ſich frei von allen Zollbeläſtigungen bewegen 
und nach allen Richtungen hin gusdehen kann. So finden ſie Trieſt, Genua, 
Livorno, Marſciue, Havre und Antwerpen mit ſolchen Einrichtungen und 
England in allen größeren Häfen die größten Docks. Die von London und 
Liverpool bedecken ein Terrain, was zuſammengenommen größer iſt als unſer 
anzer kleiner Freiſtaat. Dieſe Docks find nicht aus dem Intereſſe jener 
Plätze, ſondern aus dem des ganzen Landes hervorgegangen. Wäre das 
nicht der Fall, fo hätten jene engliſchen Häfen nicht ihre umfaſſenden Privi⸗ 
legien, gegen die ſich keine Stimme erhoben hat. Es iſt auch ganz klar, daß 


es für die Conſumenten wie für die Producenten eines jeden Landes ein 
großes Bedürfniß iſt, in möglichſter Nähe den beſtaſſortirten, beſtverſehenen 
und eben feiner Nihe wegen billigſten Markt zu haben. i 
Artikel, welche fie zu confumiren haben oder deren ſie zur Anfertigung ihrer 
Erzeugniſſe bendthigt ſind. 


Für diejenigen 


Das Binnenland kommt dabei um ſo beſſer fort, je mehr Vorräthe aller 


Art an einem ſolchen Platze aufgehäuft ſind, ganz abgeſehen davon, daß wir 


Maße, als wir importiren, gezwungen ſind, auch zu exportiren. 


in dem ſelben 
achen Hand, daß wir vorzugsweiſe 


Ruhm den han⸗ 
Ohne unſere Freihaienftellung könnten 
Zum Beiſpiel ein Haus hat ein Ela⸗ 
Es macht vorthin jährlich vielleicht 


Mit halber Ladung kann kein Schiff expedirt werden. 


e 
ühre außerdem die vier Dampfſchifffahrts⸗ 
A die auch vorzugsweiſe deutſche 


5.1 Aebnliche Beiſoiele giebt es noch eine Menge, laſſen Sie mich 


dafür ein paar perſönliche Worte binzufügen: Wir find hierher gekemmen mit 
der feſten Adſicht. uns dem deutſchen Bunde anzuſchließen, aber zum Bunde 
gehören 
Sn 15 e ich auch, 

ntereſſen. > 
gratz, aber in der Culkurgeſchichte der Völker ſpielt auch der Handel eine Rolle, 


Wenn wir hie her kommen, um uns mit Ihnen zu verbinden, 
daß Sie Rückſicht nehmen auf unſere und die allgemeinen 
Wir bringen keine glorreichen Thaten mit wie die von König⸗ 


wei. 


der Welthandel, wie ihn die Venetianer, Genueſer und Jugger trieben, ob⸗ 
In dieſem Handel 


Sie können unſere 


nte verſchreiben, um, einmal vernichtet, fie wieder berzuſtellen. (Bravo.) 


ment anzunehmen. 


Bremiſcher Bundes⸗Commiſſar Dr. Krüger: Die Stellung der Hanſe⸗ 
tädte dem Inlande gegenüber iſt nie eine bevorzugte Damien: em 
fie ſtes mehr Hinderung 
andels⸗Kpparats ganz allein zu tragen batten. Und dennoch haben fie 


freien bürgerlichen und commerciellen Se 


ie frei ieru erfreuen 
Gerade durch die freie Bewegung lbſtregierung zu exfr 


iſt jener reiche und fruchtbare 


Auch der Einſatz, die Opfer, die 
Opfer iſt von den 


zahlreichen Handelsplätzen an den Küſten des europäiſchen Continents Hans 
burg die erſte Stelle einnimmt und Bremen einen Auſſchwung genommen 
bat, wie keine andere Hanſeſtadt (Hört! Hört!). Der Handel, meine Herren, 
iſt nicht blos ein Gewinn für die Einzelnen, für die Induſtrie und Cultur, 
ſondern eine Macht; und wenn der norddeutſche Bund eine wirkliche Han⸗ 
delsmacht werden will, ſo darf er die Ausdehnung des Handels in den 
Hanſeſtädten nicht willkürlich beſchränken, ſondern er muß die Bedingungen 
hinnehmen, unter denen ſich der Handel entwickelt hat (ſehr gut! rechts). Sie 
können den Handel nicht erſchaffen, m. H. 5 
Man wirft den Hanſeſtädten oft Particularismus vor. Wenn Sie Par⸗ 
ticu arismus nennen wollen das Widerſtreben des Kleinen gegen das Große, 
dann konnen Sie die Hanfeftädte vielleicht des Parkicularismus beſchuldigen: 
denn ſie haben oft Gelegenheit gehabt, unbillige Anforderungen ihrer Nachbarn 
zurückzuweiſen und ſich eines Uebermaßes von Zärtlichkeit derſelben zu er⸗ 
wehren. Dieſe Vorwürfe des Particularismus möchte ich ein für allemal 
abthun. In einer Bevölkerung, die der Natur nach beweglich, ihre Schule 
außerhalb des Landes durchmacht, die die beſten Jabre ihres Lebens im Aus⸗ 
lande zubringt, den täglichen ace une der Welt ausgeſetzt iſt und 
von den pollliſchen Ereigniſſen am meiſten berührt wird, iſt nicht der Boden 
zum Particularismus. Dabei wird man nicht engberzig, man iſt vielmehr 
in der höchſten Gefahr, weitherzig zu werden. Die Deutſchen, die im Aus⸗ 
lande gelebt haben, werden mehr wie die Inländer von dem oft beſchämenden 
Gefühl überfallen, das die Folgen des Mangels einer Einheit Deutſchlands 
hervorrufen. Meine Herren) In der richtigen Beurtteilung der großen 
Ereigniſſe des letzten Jahres und der Begeiſterung über die Erfolge deutſcher 
Einheit ſind die Hanſeſtädte ein leuchtendes Vorbild geweſen. Meine Herren! 
Auch Sie haben ein Intereſſe daran, die großen Handelsſtädte in ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit zu unterſtützen und ihren Beſtrebungen eine lebhafte Theilnahme zu 
widmen; denn es iſt nöthig, daß wir Alle in gegenſeitiger Anſtrengung 
und Gemeinſemkeit zuſammenwirken, um uns der großen politiſchen und 
commerci Men Stellung Deutſchlands würdig zu zeigen. (Beifall.) 

Ein Antrag auf Schluß wird abgelehnt. 

Abg. Meier (Bremen): Ich bin ganz entſchieden für unveränderte An⸗ 
nahme des Artikels, nicht nur, weil ich es dringend wünſche im Intereſſe der 
Hanſeſtädte, ſondern auch im Intereſſe von ganz Deutſchland, und wenn es 
wirklich gegen das Intereſſe von Deutſchland wäre, ſo würde die Freihafen⸗ 
vellung naturgemäß ſebr bald von ſelbſt aufhören. (Seht wahr!) Der Abg. 
Wiggers hat in den Motiven gegen die Freihafenſtellung hervorgehoben, da 
es unmöglich wäre, in den Hanſeſtädten ein Entrepot herzustellen; hierauf 
will ich nur erwidern, daß in Bremen ſchon ſeit 12 Jahren ein ſolches Entrepot 
beſteht. (Hört! hört!) Als Hannover und Oldenburg in den Zollverein eins 
trat und wir nicht, da prophezeite man uns, daß dies unſer Ruin wäre. Nach 
einer offielellen Schätzung betrug damals das Vermögen von Bremen 
80 Millionen Thaler, im Jahre 1863 aber ſchon 127 Millionen. Das war 
alſo der Ruin, den man uns vorausſagte. Die freie Entwickelung des Han⸗ 
dels iſt vor allen Dingen nöthig; die Induſtrie leidet darunter nicht, ſondern 
wird im Gegentheil dadurch gehoben. Die Hanſeſtädte haben ſich emporge⸗ 
ſchwungen durch die Freihandelsbewegung, durch Arbeit und Fleiß und durch 
das Beſtreben, unbeengt und unbeſchränkt den Verkehr mit Waaren ꝛc. ſo ein⸗ 
zurichten, wie der Conſument es haben will. So hat Bremen im vorigen 
Jahre 30 Millionen Pfund Reis nach Amerika ſpedirt, der von Oſtindien ge⸗ 
kommen war, nachdem man ihn in Bremen verarbeitet hatte. (Ruf: Alſo 
verarbeitet! Heiterkeit.) Laſſen Sie uns die freie Bewegung, m. H., Sie 
werden ſehen, daß wir in Ihrem Dienſte Ihnen gute Dienſte leiſten werden; 
Sie werden finden, daß es in Ihrem Intereſſe 15 uns die freie Bewegung 
zu laſſen. (Beifall. 

Der Antrag auf Schluß wird angenommen. 

Das Amendement Evans wird abgelehnt, Art. 31 unverändert ange⸗ 


. „Der Bund ausſchließlich hat die Geſetzgebung über das ger 
ſammte Zollweſen, über die Beſteuerung des Verbrauchs von einheimiſchem 
Zucker, Branntwein, Salz, Bier und Tabak, ſowie über die Maßregeln, welche 
5 — e zur Sicherung der gemeinſchaftlichen Zollgrenze er⸗ 
orderlich ſind.“ , 

Art. 33. „Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchs⸗ 
ſteuern (Art. 32) bleibt jedem Bundesſtaate, ſoweit derſelbe ſie bisher aus⸗ 
geübt hat, innerhalb ſeines Gebietes überlaſſen. Das Bundespräſidium über⸗ 
wacht die Einhaltung des geſetzlichen Verfahrens durch Bundesbeamte, we che 
es den Zoll⸗ oder Steuerämtern und den Directivbebörden der einzelnen 


in] Staaten, nach Vernehmung des Ausſchuſſes des Bundesraths für Zoll: und 


Steuerweſen, beiordnet“, und 0 — 

rt. 34. „Der Bundesrath beſchließt: 1) über die dem Reichstage vor⸗ 
zulegenden oder von demſelben angenommenen unter die Beſtimmung des 
Art. 32 fallenden geſetzlichen Anordnungen einſchließlich der Handels⸗ und 
Schifffahrts⸗Verträge; 2) über die zur Ausführung der gemeinſchaftlichen Ge⸗ 
ſetzgebung (Art. 32) dienenden Verwaltüngs-Borſchriſten und Einrichtungen; 
3) fiber Mangel, welche bei der Ausführung der gemeinſchaſtlichen Geſetz⸗ 
gebung (Art. 32) hervortreten; 4) über die von feiner Rechnungs⸗Behörde ihm 
vorgelegte ſchließliche Feſtſtellung der in die Bundeslaſſe fließenden Abgaben 
(Art. 36). Jeder über die Gegenſtände zu 1 bis 3 von einem Bundesſtaate 
oder über die Gegenſtände zu 3 von einem contrplirenden Beamten bei dem 
Bundesrathe geſtellte Antrag unterliegt der gemeinſchafllichen Beſchlußnahme. 
Im Falle der einungönerkhievenbeit giebt die Stimme des Präſidiums bei 
den zu 1 und 2 bezeichneten alsdann den Ausſchlag, wenn ſie ſich für Auf⸗ 
rechthaltung der beſtehenden Vorſchrift oder Einrichtung ausſpricht, in allen 
übrigen Fällen entſcheidet die Mehrheit der Stimmen nach dem in Art. 6 
dieſer Verfaſſung feſtgeſtellten Stimmverhältniß“ werden ohne Debatte ange: 


nommen. . 
Art. 35 lautet: „Der Ertrag der Zölle und der in Art. 32 bezeichneten 
Verbrauchs⸗Abgaben Acht in die Bundeskaſſe. Dieſer Ertrag beſteht aus der | 


geſammten von den Zöllen und Verbrauchs⸗Abgaben aufgekommenen Eins 
nahme nach Abzug: . 

1) der auf Geſetzen oder allgemeinen Verwaltungs⸗Vorſchriften beruhenden 
Steuer⸗Vergütigungen und Ermäßigungen; 2) der Erhebungs⸗ und Verwal⸗ 
tungskoſten und zwar a) bei den Zöllen und der Steuer von Aalen 

ucker, ſoweit dieſe Koſten nach den Verabredungen unter den Mitgliedern 
des deutſchen Zoll: und Handels⸗Vereins der Gemeinfchaft aufgerechnet wer⸗ 
den konnten, b) bei den übrigen Steuern mit 15 Procent der Gefammt-Gins 
nahme. — Die außerhalb der gemeinſchaftlichen Zollgrenze liegenden Gebiete 
tragen zu den Bundes⸗Ausgaben durch Zahlung eines Averſums bei.“ 

Zu dieſem Artikel liegen folgende Adänderungs⸗Anträge vor: 

J) Der Abgg. Erxleden und Francke: die Nr. 1 und 2 ſolgendergeſtalt zu 
faſſen: „nach Abzug 1) der durch Bundesgeſetz zu regelnden Steuer⸗Ber⸗ 
gütungen und Ermäßigungen; 2) der Erhebungs⸗ und Verwaltungskoſten, 
welche künftig nach Maßgabe des vom Reichstage bewilligten Budgets, vorerſt 
aber und zwar längſtens bis zum 1. Januar 1869 a) bei den Zöllen und 
der Steuer von inländiſchem Zucker mit den Beträgen in Anſatz zu bringen 
ſind, welche nach den Verabrepungen u. ſ. w. wie im Gntwurfe, 

Ferner am Schluſſe des Art. 35 zu leſen: Zahlung eines unter Zu⸗ 
ſtimmung des Reichstages feſtzuſtellenden Averſums bei. 

2) Des Abg. Michaelis (Ueckermande) im Artikel 35 zwiſchen Alineg a. 
und b. einzuſchalten: b) bei der Steuer von Inländiihem Salze — 
iobalo ſolche, ſowie ein Zoll von ausländiſchem Salze unter Aufhebung des 
Salzmonopols eingeführt ſein wird — mit dem Betrage der auf Salzwerken 
an Erhebungs- und Auſſichtskoſten und das Alinea b. mit e. zu 

ezeichnen. 

Abg. Michaelis empfiehlt das von ihm geſtellte Amendement. Behufs 
des Ueberganges vom Salzmonopol zur Salzabgabe ſchweben bereits Unter⸗ 
handlungen zwiſchen Preußen und den Zollvereinsſtaaten; im vorliegenden 
Paragraphen iſt aber auf dieſe Aenderung nicht genug Rückſicht genommen, 

Bundescommifjar sPinifterialdirecior elbrüd: Ich habe das vom Abg. 
Michaelis geſtellte Amendement zur Annahme zu empfehlen. Es entspricht 
der Billigkeit, daß bei der Salzſteuer nur diejenigen Beträge wirklich in Abzug 
kommen, die für die Erhebung dieſer Steuer verausgabt werden. Es wird 
dadurch die Salzſteuer in gleiche Linie geſtellt mit den übrigen in dem Artikel 
aufgeführten Abgaben, und daß fie nicht in dem Entwurfe felbit tiefe Stel⸗ 
lung hat, beruht auf dem Umſtande, daß bei der Redaction des Artikels die 
J . * des Salzmonopols noch nicht ſo weit gediehen war, 
a e iſt. 

bg. Erxleben motivirt fein Amendement; feine Ausführungen find je⸗ 
doch auf der Journaliſtentribüne unverſtändlich. 

Bundes⸗Commiſſar Delbrück: Die Amendements des „Erxleben 
kann ich nicht zur Annahme empfehlen. Das erſte iſt nach dem Inhalt des 
$ 32 ganz felbiinerftänblic), indem in der Bundesgeſetzgebung die Competenz 
über die betreffende Beſteuerung ausdrücklich eingeräumt iſt. Es it jedoch 
nicht unſchädlich, da es ausdrücklich heißt: „es ſoll eine Reviſion vorgenom⸗ 
men werden.“ Dazu liegt zur Zeit kein Grund vor, zumal es unſer Be⸗ 
ſtreben fein: muß, an den Zollvereinsverträgen zunächst feityubalten und durch 
die Wortfaſſung der Mißdeutung keinen Raum zu geben, als ob in dem Ver⸗ 
bältniß zu den ſüddeutſchen Regierungen etwas geändert werden ſollte. — 
Auch das zweite Amendement, die Beitimmung der Höhe der Erhebungs⸗ und 
Verwaltungskoſten der betreffenden Steuern dem Bunde zu überlaſſen, 
ich abzulehnen, da es meiner Meinung nach unzuläjfig iſt, in dieſer I 


— 


* N 
0 te üb te der Einzelſtaaten einzuwirken. Der Procentiak 
es liegt zu einer Aenderung deſſelben zur Zeit durchaus kein Grund vor. 

„Abg. Erxleben zieht Nr. 1 des erſten Amendements zurück. Bei der 
Abſtimmung werden die Amendements Grrleben abgelehnt, das Amende⸗ 
ment Michaelis aber, und ſodann Art. 35 mit dieſem Amendement faſt ein⸗ 

mmig angenommen. 

Axt. 36, betr. das Verfahren bei der Erhebung der betr. Steuern, und 
Art. 37, betr. die Beſtimmungen der Zollvereinsverträge, werden darauf ohne 

ebatte angenommen. 

Es folgt die Generaldebatte über Abſchnitt VII. (Eiſenbahnweſen) Art. 

38—44. Derſelbe lautet: 

Art. 38. Eiſendabnen, welche im Intereſſe der Vertheidigung des Bun⸗ 
desgebiets oder im Intereſſe des gemeinſamen Verkehrs für nolhwendig er: 
achtet werden, können kraft eines Bundesgeſetzes auch gegen den Widerſpruch 
der Bundesglieder, deren Gebiet die Eiſenbahnen durchf neiden, unbeſchadet 
der Landeshoheitsrechte, für Rechnung des Bundes angelegt oder an Privat⸗ 
unternehmer zur Ausführung conceſſionirt werden. 

Jede beſtebende Eſſenbahn⸗Verwaltung ift verpflichtet, ſich den Auſchluß 
neugngelegter Eiſenbahnen auf Koſten der letzteren gefallen zu laſſen. 

Ark. 39. Die Bundesregierungen verpflichten ſich, die im Bundesgebiete 
belegenen Eiſenbahnen im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs wie ein ein⸗ 
deitlſches Netz verwalten und zu dieſem Behuf auch die neuherzuſtellenden 
Bahnen nach einheitlichen Normen anlegen und ausrüſten zu laſſen. 

Art 4. Es follen demgemäß in 1 1 5 75 Beſchleunigung gleiche Be⸗ 
triebs⸗Einrichtungen getroffen, insbeſondere gleiche Bahnpolizei und Betriebs⸗ 
Reglements für Perſonen⸗ und Gütertransport eingeführt werden. Der Bund 
bat dafür Sorge zu tragen, daß die Eiſendahn⸗Verwaltungen die Bahnen 
jederzeit in einem die nöthige Si herheit gewährenden baulichen Zuſtande ers 
Halten und dieſelben mit Betriebsmaterial fo ausrüſten, wie das Verkehrsbe⸗ 
dürſniß es erheiſcht. 8 0 

Art. 41. Die Eiſenbahn⸗Verwaltungen find verpflichtet, die nöthigen Per⸗ 
ſonen⸗ und Güterzüge mit entſprechender Fahrgeſchwindigkeit einzuführen, auch 
directe Expeditionen im Perſonen⸗ und Güterverkehr unter Geſtattung des 
Ueberganges der Transportmittel von einer Bahn auf die andere gegen die 
übliche Vergütigung einzurichten. f . IE 

Art. 42. Dem Bunde ſteht die Controle der Tarife zu. Er wird dieſelbe 
ausüben zu dem Zwecke, die Gleichmäßigkeit und möglichſte Herahſetzung der⸗ 
jelben zu erreichen, insbeiondere für den Transport von Kohlen, Coaks, Holz, 
Erzen, Steinen, Salz, Roheiſen, Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenſtän⸗ 
den einen dem Bedürfniß der Landwirkhſchaft und der Induſtrie entſprechen⸗ 
den ermäßigten Tarif für größere Entfernungen und ſchließlich den Ein⸗Pfen⸗ 
nig⸗Tarif für Centner und Meile im ganzen Bundesgebiete einzuführen. 

Art. 43. Bei eintretenden Nothſtänden, insbeſondere bei ungewöhnlicher 
Theuerung der Lebensmittel ſind die Eiſenbahn⸗Verwaltungen verpflichtet, 
für den Transport, namentlich von Getreide, Mehl, Hülſenfrüchten und Kar⸗ 
toffeln zeitweiſe einen dem Bedürfniß entſprechenden, von dem Bundes: Pra 
ſidtum auf Vorſchlag des betreffenden Bundesraths⸗Ausſchuſſes feſtzuſtellenden 
niebrigen Special⸗Tarif einzuführen. . 

Art. 44. Den Anforderungen der Bundes⸗Behörden in Betreff der Be⸗ 
nutzung der Eiſenbhahnen zum Zweck der Vertheidigung des Bundesgebietes 
haben ſämmtliche Eiſenbahn⸗Verwaltungen unweigerlich Folge zu leiſten. Ins⸗ 
befondere iſt das Militär und alles Kriegsmaterial zu gleichen ermäßigten 

ätzen zu beſördern. 

3 ae den Abgg. Michaelis und Gen. find dazu folgende Amendements 
geſtellt: rap 

1) Im Art 38 am Schluß des erſten Alinea hinter „conceſſionirt“ einzu: 
ſchalten; „und mit dem Expropriationsrechte ausgeſtattet“. i N 

2) Dem Art. 38 folgenden Zuſatz hinzuzufügen: Die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen, welche beſtehenden Eiſenbahn⸗Unternehmungen ein Widerſpruchsrecht 
gegen die Anlegung von Parallel- oder Concurrenzbahnen einräumen, werden, 
unbeſchadet bereits erworbener Rechte für das ganze Bundesgebiet, hierdurch 
aufgehoben. Ein ſolches Widerſpruchsrecht kann auch in den künftig zu er: 
theilenden Conceſſionen nicht weiter verliehen werden. . ; 

3) Statt des Art. 40 zu ſetzen: „Es ſollen demgemäß in thunlichſter Be⸗ 
fc Ba übereinſtimmende Betriebs⸗Einrichtungen Ser e insbeſondere 
gleiche Bahn⸗Polizei⸗Reglements eingeführt werden. Der Bund bat dafür 
Sorge zu tragen, daß die 1 die Bahnen jederzeit in 

einem, die nötige Sicherheit gewährenden baulichen Zuſtande erhalten, und 
— mit Betriebsmaterial ſo ausrüſten, wie das Verkehrsbedürfniß es 
erheiſcht“. 

4) Statt des Art. 41 zu ſezen: „Die Eiſenbahn⸗Verwaltungen ſind ver⸗ 
pflichtet, die für den durchgehenden Verkehr und zur Herſtellung ineinander 
greifender Fahrpläne nöthigen Perſonenzüge mit entſprechender Fahrgeſchwin⸗ 
digkeit, desgleichen die zur Bewältigung des Guterverkehrs nöthigen Güter 
züge einzuführen, auch directe Expeditionen im Perſonen⸗ und Giier-Berkebr, 
unter Geſtattung des Uebergangs der Transportmittel von einer Bahn auf 
die andere gegen die übliche Vergütung einzurichten“. 

5) Statt des Art, 42 nachſtehendem Artikel zuzuſtimmen: „Dem Bunde 
ſteht die Oberaufſicht über ſämmtliche Eiſenbahnen des Bundesgebiets, ins be⸗ 
ſondere die Controle Über das Tariſweſen zu. Derſelbe wird in Ausübung 
dieſer Befugniſſe namentlich dahin wirken: { \ 

1. daß daldie auf den Eiſenbahnen im Gebiete des Bundes überein⸗ 

immende Betriebs⸗Reglements eingeführt werden. 2. daß die möͤglichſte 

Gleichmäßigkeit und Herabſetzung der Tarife erzielt, insbeſondere da bei 

größeren Entfernungen für den Transport von Kohlen, Coaks, Holz, Erzen, 
Steinen, Salz, Roheiſen, Düngun smitteln und ähnlichen Gegenſtänden, ein 
dem Bedürfniß der Landwirthſchaft und Induſtrie entſprechender ermäßigter 

Tarif, und zwar zunächſt thunlichſt der Ein⸗Pfennig⸗Tarif eingeführt werde. 
6) Dem Artikel 43 am Schluß folgenden Zuſaß hinzuzufügen: „welcher 
jedoch nicht unter den niedrigsten auf der betreffenden Bahn für Rohproducte 
geltenden Sat den darf.“ 

Einige von den Abg. Erleben und Francke geſtellte Amendements 
werden zurückgezogen. 2 ; 

Abg. Michaelis motivirt die von ihm geſtellten Amendements, die Un⸗ 
terzeichner der Amendements find von dem Streben ausgegangen, der Gen: 
traliſatzon fo biel zu geben, wie im Intereſſe des Staates nothwendig iſt und 
der Selbstverwaltung alles das zu elaſſen, was für das Wachsthum des 
Eiſenbahnnetzes unentbehrlich iſt. Die Beſchlüſſe, welche aus den Berathun⸗ 
gen von Männern aller Parteien dervorgegangen find, beruhen auf Compro⸗ 
miſſen; kein Princip iſt dis zum Extrem durchgeführt, ſondern man hat ſich 
darauf beſchränkt, die Vorlage ſo herzuſtellen, wie ſie dem Reichstag und den 
Bundesregierungen annehmbar fein möchten. — Die Vermehrung der freien 
Concurrenz der Eiſenbahnen ſoll angeſtrebt werden durch einen Zuſatz zu § 38, 
welcher das Verbot der Parallelbahnen aufhebt. Wir haben ferner eine 

Clauſel zugefügt, durch welche dem Bunde immer noch die gehörige Sicher⸗ 
beit gewährt wird, die Eiſenhahnen aber geſchützt werden & en unberechtigte 
Willkür. Das Betriebs⸗Reglement der berſchiedenen Bahnen wurde bis 
jetzt geregelt durch freiwillige Uebereinſtimmungen der verſchiedenen Eiſenbahn⸗ 
Verwaltungen, nachdem man die Erfahrungen ausgetauſcht hatte, dies genügte 
aber nicht immer, da die Intereſſen der verſchiedenen Bahnen nicht immer 
gleichmäßig waren, die Einrichtung der Betriebs⸗Reglements wird deshalb 
zweckmäßiger von der Centralſtelle aus geſchehen. — Auf der andern Seite 
darf man mit Bezug auf den Tarif den Bahnen keine zu großen Beſchrän⸗ 
kungen auferlegen, da die Fortentwickelung des Eiſenbahnverkehrs darurch ge 
hemmt und das Vertrauen des Capitals auf Sicherheit beeinträchtigt wird, 
durch Gewährung größerer Freiheit gt die Concurrenz, die Production und 


— 


5 hlſtand. Ich bitte deshalb, unſere dahin gerichteten Anträge anzu⸗ 
Es folgt die Special-Discuffion. 
Art. 39 mit dem Amendement ange: 


t Michaelis wird faſt einftimmig 
nommen; ebenſo Art. 39; ſtatt der Art. 40 und 41 wird gleichfa 
Amendement Michaelis angenommen. ‚gi 
Zu At. 42 nimmt das Wort Reichstags⸗Commiſſar Delbrück. Die 
Anträge Michaelis, welche Sie bisher angenommen haben, find der Art, daß 
die preußiſche Regierung. fie den derbündeten Regierungen zur Annahme em 
ehlen kann; nicht fo iſt es mit dem Amendement zu Art. 42. Indem der 
ntrag dem Bunde die Oberauſſicht über alle Bahnen gewähren will, geht 
er über das Maß hinaus, welches von den derbündeten e bei den 
Befugniſſen des Bundes eingehalten worden iſt. Ich bitte Sie deshalb, daſ⸗ 


ſelbe abzulehnen. 

Abg. Miguel: Durch den Entwurf ift dem Bunde die „Controle 
der Tarife”. eingeräumt, durch das Amendement Michaelis das „Ober: 
aufſichts recht“, Ich bin nun allerdings der Anſicht, daß die Regelung 
der Tarife nicht allein der Concurrenz Überlaſſen werden darf. So ſehr mi 
eine Einwirkung der Regierung hierbei wünſchenswerth iſt, fo nothwendig is 
ung parüber Mar zu werden, welche Befugniſſe unter Ober aufſichtsrecht 

Controle berftanden werden. Denn nichts ift gefährlicher, als der Re: 
9 ein Oberaufſichtsrecht einzuräumen, das keinen Anhalt bat; denn 
cb wird die Regierung zu leicht bewogen, auf Nebenwegen, durch Chicanen ꝛc. 

eck zu erteichen. Dies ruft aber leicht Mißſtimmung berbor, iſt ent⸗ 
für die Stellung der 1 bringt Gefahren für die 
mit ſich. Das Capital wird dadurch abgeſchreckt und anderen 


8 das 


bierdu 
ihr 


wü 
Rech 


ö 
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far die Er⸗ 


ern berubt auf einer langjährig erprobten Norm und 


947 
5 irn zugewandt. Ich möchte deshalb eine Erklärung vom 
errn Regierungs⸗Commiſſar 3 aben, was die Regierung ante Con⸗ 


7 IQ unter Oberauſſichtsrecht verſteht und wie es geltend gemacht wer⸗ 

Reichstags⸗Commiſſar Delbrück: Einer Interpretation des Wortes „Ober⸗ 
aufſichtsrechk“ 5 ich mich enthalten zu 8 da daſſelbe im Entwurfe 
nicht in Ausſicht genommen iſt. In Ausſicht genommen iſt nur die Controle 
der Tarife, und dieſe ſoll ausgeübt werden durch einen Ausſchuß des Bundes⸗ 
rathes. Dieſer ſoll von den Tarifen Kenntuiß nehmen und, wenn es ihm 
geeignet erſcheint, die betheilſgten Regierungen zu einer Einwirkung in den 
geſeßlichen Schranken auf die Eiſenbahnen im Sinne des Art. 42 veranlaſſen. 

Abg. v. Vin cke (Hagen) ſtellt zum Amendement Michaelis das Sous⸗ 
Amendement: die Worte: von „Oberaufſicht“ bis „insbeſondere“ zu ſtreichen 
und ebenſo die Worte „in Ausübung dieſer Befugniſſe“ auszulaſſen. 

Nach kurzer Debatte, an der ſich die Abg. Ur. Harnier, Michaelis, 
b. Gerber und v. Vincke (Hagen) betheiligen, wird, nachdem ſich Reichstags⸗ 
Commiſſar Delbrück mit dem Amendement Vincke einverſtanden erklärt hat, 
das Amendement Michaelis mit dem Unteramendement Vincke angenommen. 


Es folgt Art. 41. 
Abg. Evans: Durch die bisherigen Beſchlüſſe ſind Sie dem Publikum 
Zeit, den Eiſenbahn⸗Verwaltungen gerecht 


gerecht geworden; jetzt iſt es auch 
I werden; ich beantrage deshalb, hinter dem Worte „Kriegsmaterial“ einzu- 


chalten: „bei Nene 
Abg. Reichenheim: Das Amendement Evans ſcheint hervorgerufen zu 
ſein durch die Unklarheit der Ausdrücke des § 44, „bei gleichen ermäßig⸗ 
beben 10855 Ich mochte den Herrn Regierungscommiſſar fragen, was das 
Bundescommiſſar Delbrück: Mit dieſen Worten ſoll geſagt ſein, daß die 
Beförderung auf ſämmtlichen Eſenbahnen 1 11 Sätzen erfolgen ſoll. 
Das Amendement Evans wird darauf abgelehnt und Art. 44 unber- 


5 Unrecht für ungiltig erklärt worden find, 
daß alſo hiernach Er Abzug jener 17 Stimmen das Reſultat daſſelbe 


= Berlin, 1. April. [Aus dem Reichstage.] Die heutige 
Sitzung des Reichstages bildete mit den bewegten Vorgängen ihrer erſten 
Stunde, der Interpellation Bennigſen's wegen Luxemburgs und ihrer Be⸗ 
antwortung durch den Grafen Bismarck, einen hiſtoriſchen Act von Be⸗ 
deutung. Früher als ſonſt waren die Mitglieder im Saale anweſend, 
wo ſie lebhaft bewegte Gruppen bildeten; in der Hofloge erſchien bald 
nach der Eröffnung des Hauſes der Prinz Wilhelm von Baden, ſpäter 
der Kronprinz und ſeine Schweſter die Frau Großherzogin von Baden, 
in der Diplomatenloge waren die geſammten Attachés der franzöſiſchen 
Botſchaft anweſend, jedoch entfernten ſich dieſe höchſten und hohen Per: 
ſonen nach der Interpellation. Dieſelbe war übrigens von allen Seiten 
des Hauſes unterzeichnet, nur — die Conſervativen hatten die Unter⸗ 
ſchrift verſagt, jedoch nicht den Anſchluß. 

Die Polen dagegen hielten ſich ganz zurück und ſollen einzelne 
Zeichen des Unwillens bei der Rede Bennigſen's geäußert haben. Jene 
Rede zeichnete ſich nicht nur durch ihren warm empfundenen, patrio⸗ 
tiſchen Inhalt aus, ſondern machte einen tiefen Eindruck auch durch die 
einfache ſchwunghafte Weile des Vortrages. Mit lautloſeſter Stille und 
ſichtbarer Spannung folgte man den Ausführungen des Gr. Bismarck. 
Die Erklärung Simſon's, welche dem Eindruck der Verhandlung völlig 
entſprach und ihr gewiſſermaßen ein Relief gab, ſollte wohl die Ange⸗ 
lezenheit vom Standpunkte des Reichsrathes vorläufig als beendet er⸗ 
ſcheinen laſſen; dennoch iſt dies noch nicht zu behaupten. 

Wenigſtens treten die National⸗Literaten heute Abend nochmals über 
die Frage in Berathung; es war der Erlaß einer Reſolution noch in 
Ausſicht genommen. Jedenfalls wird die ganze Angelegenheit auf den 
Gang der Reichstagsarbeiten von entſcheidendſtem Einfluß fein. Heute 
glaubte alle Welt, man werde mit Rieſenſchritten weiter gehen und ſpäteſtens 
in 14 Tagen die Vorberathung, ja möͤglicherweiſe ſogar die ganze Schluß⸗ 
berathung bis vor Oſtern beenden können. Debatten werden nur noch 
für die Abſchnitte über Finanz und Kriegsverfaſſung erwartet. Man 
hofft zuvor einen oder den andern Tag Paufe zu machen und dadurch 
Zeit zur Verſtändigung zu gewinnen. Uebrigens wurde bald nach Be⸗ 
endigung der Interpellations⸗Epiſode Graf Bismarck durch einen Hof⸗ 
beamten zu Sr. Majeftät dem Könige beſchleden, fpäter fand Miniſter⸗ 
rath ſtatt. / 

1 0 Schluß der heutigen Sitzung, welcher durch die Berathung 
über die Freihafenſiellung der Hanſeſtädte ausgefüllt wurde, ließ die 
Erregung der erſten Vorgänge noch deutlich durchfühlen. Dennoch mad: 
ten die Reden des Abg. Sloman (Hamburg), des Bundescommiſſars 
für Bremen (Miniſterreſident Dr. Krüger) und des Abg. Meyer 
(Bremen) Eindruck und bewükten die ſchließliche Annahme der Vorlage. 
— Der Kronprinz von Sachſen, der ſchon heute Vormittag hier ein⸗ 
getroffen, hat hier angezeigt, daß das ſächſiſche Armee⸗Corps nach den 
von dem norddeutſchen Bunde normirten Formen organifirt ſei. 

Gumbinnen, 30, März. [Preßproceſſe.] In der beutigen Sitzung 
der Criminaldeputation des hieſigen königlichen Itreisgerichts wurden 3 Preß⸗ 
proceſſe gegen die Verleger des Bürger⸗ und Bauernfreundes, Gutsbeſitzer 
Büttler⸗Marienhöhe und Käswurm⸗Puspern, verhandelt. In zwei Sachen 
wurden dieſelben den Anträgen der Staatsanwaltſchaft gemäß zu einer Geld⸗ 
buße von je 15 Thlr. event. 7 Tage Gefangniß und Verluſt der Conceſſion 
verurtheilt, auch die Vernichtung der mit Beſchlag belegten Exemplare ausge⸗ 
ſprochen, und war, weil die Angeklagten bei ihrer erſten gerichtlichen Ver⸗ 
nehmung den Verfaſſer oder Herausgeber ſtrafbarer Art kel nicht nachgewieſen 
hatten. ($ 35 des Preßgeſetzes.) In der dritten Sache erfolgte gegen den 
Antrag der Staatsanwallſchaft Freiſprechung der Angeklagten. Die 
Anklage betraf einen Artikel, in welchem die hieſige Staatsanwaltibaft und 
das Appellationsgericht zu Inſterburg, welches die Beſchlagnahme aufrecht 
erhalten hatte, eine Beleidigung des preußiſchen Abgeordnetenhauſes gefunden 
Obwohl Letzteres ſeine Ermächtigung zur ſtrafgerichtlichen Verfolgung dieſes 
Vergehens verſagt hatte, war doch gegen die Verleger wegen Vergehens gegen 
den § 35 des Preßgeſetzes Anklage erhoben worden. Die Freiſprechung er⸗ 
in dem in Rede ſtehenden Artikel den That⸗ 


folgte, weil der Gerichte hof 
beſtand einer Beleivigung des Abgeordnetenhauſes nicht fand. 

a (Pr. Litth. Ztg.) 
g ODeſter reich. 

„Wien, 31. März. [Die Annahme des 67er⸗Elabo⸗ 
rates. — Folgen für die Erblande. — Nach den Wahlen. 
— Die Slovenen und Fiume.] Mit einer Zweidrittelmajorität hat 
geſtern das Pefter Unterhaus, feine Redeluſt bezaͤhmend, das Claborat 
der 67er-Gommilfion über die gemeinſamen Angelegenheiten unverändert 


angenommen und damit den Preis, den die Partei Deak ſich für die 
Einſetzung des ungariſchen Miniſteriums zu zahlen verpflichtet, ſo ge⸗ 
wiſſenhaft wie prompt ausbezahlt. Warum auch ſollten ſie das nicht 7 
thun, da ja jenes Document die ſtaatsrechtliche Frage in einer Weiſe | 
1öft, die man mit vollem Rechte als eine neue Waffenſtreckung von 
Vilagos, diesmal aber der Monarchie vor Ungarn, bezeichnen kann. . 
In ſeiner Schlußrede unterließ denn auch Deak nicht, das durch einige Winke 9 
mit dem Zaunpfahle zu veranſchaulichen. Mit der ihm eigenthümlichen 
behäbigen Bonhommie, hinter der ſich ſtets eine ungeheuere Doſis ma⸗ > 
gyariſcher Suffiſance und orientaliſcher Schlauheit birgt, verſetzte er 9 
Oeſterreich noch dicht vor der Abſtimmung einige Fußtritte, die ſo recht 

geeignet find, den echten Magyarember zu rauſchenden Eljens zu begei⸗ 

ſtern und ſeinen eigenen Nimbus wieder aufzufriſchen, falls dieſer durch 

die Angriffe der Beſchlußpartei auf die in dem Elaborate gemachten Con⸗ \ 
ceſſionen denn doch etwas gelitten haben ſollte. Gewiß war es ein 
ſtarkes Stück, in dem gegenwärtigen Augenblicke, ſo zu ſagen unter den 

Ohren des in Ofen weilenden Kaiſers, die volle Berechtigung der 48er 4 
Revolution zu proclamiren und zu wiederholten Malen Koſſuth als ö 
denjenigen Staatsmann zu nennen, dem Ungarn ſeine heutigen Triumphe 

in erſter Linie zu danken habe! ja, geradezu heraus zu erklären, das 
67er⸗Operat gewähre Ungarn mehr, als es ſelbſt nach der Schlacht von 
Nagy⸗Sarlo an Selbſiſtändigkeit und Unabhängigkeit zu fordern gewagt 

baben würde, „damals als fein Siegesflug am höchſten ging“ und 

Goͤrgey die Armee Weldens von dem Boden Ungarns weggefegt hatte! 
Deutlicher konnte man es dem Reiche wohl nicht eintränken, daß es 

ſich um Revanche für Vilagos handle und daß dieſe durch die Arbeit 3 
der 67er⸗Commiſſion in ausgiebigſter Weiſe genommen ſei. Das iſt ei 
fie denn auch in der That; und da die „Wiener Abendp.“ die geradezu 1 
unbegreifliche Taktloſigkeit begeht, dieſe Rede Deak's noch über den grü- 8 
nen Klee zu loben, jo läßt fi nicht einmal fagen, daß wir nur mit Würde 
unterliegen. Aber wenn wir gleich nichts mehr thun können, um der Mon⸗ 1 
archie aufzubelfen, ſo werden die Erblande jetzt doch allen Ernſtes darauf Be⸗ . 
dacht nehmen müſſen Sorge zu tragen, daß wenigſtens ihnen ſelber bei 5 
dieſem Handel nicht das Fell über die Ohren gezogen werde. Darüber 1 


aber iſt alle Welt einig, daß dies allerdings in Beſorgniß erregender 4 
Manier geſchehen würde, wenn das Abkommen zwiſchen den beiden Fl. 
nanzminiſtern je zur Wahrheit werden könnte, deſſen Quinteſſenz es iſt, Ai 


daß Ungarn feine Einkünfte für ſich verbraucht und nur etwaige Ueber: 

ſchüſſe zur Beſtreitung der Koſten für Heer, Flotte und Schuldenverzin⸗ 
ſung nach Wien abführt, während umgekehrt der Reichs⸗Finanzminiſter hr 
verpflichtet fein foll, feinem ungariſchen Collegen durch ſogenannte „Bor 
ſchüſſe“ (über deren Rückerſtattung die Magyaren gerade ſo wie die Ir⸗ * 
länder denken) unter die Arme zu greifen, fo oft Lonvay es fordert. 
Das iſt denn doch ſelbſt den „gemüthlichen“ Wienern zu ſtark, und laut Be | 
iſt das Verlangen: dann follen die Magyaren das „Reich“, das Kriegs⸗ : 
budget und die Staatsſchuldenkaſſe ganz nach Peſt übernehmen. Dann 
wollen wir der tributpflichtige Theil ſein, der den Ungarn für die m; 


Reichsbedürfniſſe zahlt, was er gerade entbehren kann; dann * 
ſollen ſie den Hochgenuß haben, die Koſten für die Unter⸗ * 
haltung der Land⸗ und Seemacht, ſowie für die Befriedigung der Staats 


gläubiger aufbringen zu müſſen, ohne bei uns andere Beiträge dafür 0 
einkaſſiren zu können als ſolche, die der cisleithaniſche Finanzminiſter # 
ihnen gutwillig auszahlt. — In Böhmen und Mähren iſt nun allers 2 
dings durch die Bemühungen des allezeit nach Ruthenenmanier miniſte⸗ 1 
riellen Großgrundbeſitzes, auf fo lange, bis in der Hofburg eine ander 
Parole ausgegeben wird, ein verfaſſungstreuer Landtag zuſammengebracht. = 
Damit Sie ſich aber nicht einfallen laſſen, „verfaſſungstreu“ mit liberal 
zu verwechſeln, erwähne ich, daß den mähriſchen Pairs ſelbſt Graf Eugen 45 
Kinsky ſchon für einen Abgeordnetenpoſten zu anrüchig war, weil er in 4 

der ganzen Staatsſchulden⸗Control⸗Commiſſton allein fo viel Herz hatte, N 
feine Pflicht als Mandatar des Reichsrathes über jede andere Rückſict 
zu ſetzen und nach dem September⸗Patente unter Proteſt auszutreten. 
In Krain, wo trotz aller Regierungs⸗Bemühungen die Slovenen aber 
mals gefiegt haben, hat ſich gezeigt, daß mit Hilfe der Belcredi'ſchen 
Wirthſchaft dort ſchon die Pfaffen den Einfluß des Staates vollfändig * 
lahmgelegt haben. Es iſt hohe Zeit, daß die Magyaren Fiume nd 
men; denn nur wenn ſo die flovenifhe Nation von ihrem ſüdſlaviſchen 1 
Hinterlande in Croatien und Slavonien abgeſchnitten wird, kann das 
Deutſchthum in Krain gerettet werden. e 


Amerika. 


Newyork, 16. März. [General Schofield] bat in einer eben ver⸗ 
oͤffemlichten Proclamation angekündigt, militäriſche Gewaltmaßregeln werden 
nur im Nothfalle angewendet werden. Er appellirt an das Volk, durch Unter 
werfung unter die Geſetze und eine unparteiiſche Juſtiz dazu fo wenig als 4 
möglich Gelegenheit zu geben. a 

[Zur Reconſtruction. — Diplomatiſches. — Wahlen.] Das 
Repräſentantenhaus hat 500,000 Doll. angewieſen, um die Reconſtruckions bill 2 © 

| 


* 


in Kraft zu ſetzen. — Die demokratische taats⸗Convention Michigan erklärt 3 
die Reconſtructions⸗Acte für unconftitutionell und revolutionär. — Die Ruhe: 
ſtörungen unter den Negern in Williamsburg haben aufgehört. — Der Senat g 
hat die Beſtätigung des neuen Geſandten in Wien, Mr. Cowan, verweigert. 
— Die Wahlen in Newhampſhire ergaben ein günſtiges Reſultat für die 
Demokraten. \ 
[Die Fenier!] entwickeln allenthalben im Lande eine ungewöhnliche 
Thätigkeit und zahlreiche Verſammlungen finden ſtatt. Roberts bielt in 
e * 1 ag 5 W und ein 1 
eg rade durch die Straßen. ebt das Gerücht um, die 
en beabſichtige einen Angriff auf ER, 1 . 
l Mexicaniſches.] Nachrichten aus Mexico zufolge hatte Maximilian 1 
die Leitung der Staatsgeſchäfte für die Dauer un Abneſerhel —— RE ͤ 
Hauptſtadt dem Miniſterrathe übergeben, die Republikaner hatten, wie es 
beißt, Miramon's Brllder hinrichten laſſen. 1 
27, März. (General Sheridan] bat Mr. Herron feines Poſtens 
als Attorney⸗General von Luſſiana entjeßt und ebenfalls den Mavor Monroe 4 
wie den Richter Abell ibrer Aemter entlaflen. Unmittelbar darauf wurden 
andere Herren zu Nachfolgern der Abgeſetzten ernannt. — In den Niede⸗ AR 
rungen des Miſſiſſippi wird eine Ueberſchwemmung befürchtet. a: Be 
[Das Repräſentantenhaus] nahm Reſolutionen an, die der Be⸗ 2 4 
ſorgniß der Nation in Betreff der canadiſchen Confederation und der \ 
Sympathie für das Volk in Irland und Canada dei jeinem Kampfe für 4 
nationale Selbſtſtändigkeit Ausdruck verleihen. Ein Amendement gegen die 0 i 
Fenier wurde derworfen. f 3 
Militäar⸗Wochenblatt.] Prinz Nikolas b. Naſſau, in der pre I 
side Armee und 7 — mit dem Cera als Generalmajor à la suite der 2 
Armee angeſtellt. v. Meier, Sec. A. a. D. zuletzt im Landw.⸗ Bat. Woblan 
Nr. 38, früber im 6. Inf.⸗Regt, zum Vorſtande der Handwerkſtätte des Jeld⸗ 
Art⸗Regts. Nr. 11 ernannt. Henriel, Sec⸗Lt. dom Schleſiſchen Ff, Kegt. 
Nr. 38, zur Dienftleiftung als Erzieher bei dem Cadettenhauſe zu Berlin, 
Dübring I, Sec.⸗Lt. vom 4. Niederſchle. Inf. Regt. Nr. 51, zur Dienstl. 
als Erzieher bei dem Cadettenhauſe zu Culm, vom 1. April d. J. ab, vor⸗ 
läufig auf ein Jahr commandirt. v. Paczensky⸗Tenezyn, Hauptm. und 
Comp.⸗Chef vom 8. Weſtſ. Inf⸗Regt. Nr. 57, unter Stellung & la suite des 
Regts., zur Dienstl. als Comp.⸗Chef bei dem Cadettendauſe in Wablſtatt com⸗ 
mandirt. Boedh, Pr. Lt. vom Kaiſer Franz Garde⸗Gren.⸗ Regt. Nr. 2 und 
commandirt als Erzieher bei dem Cadettenhauſe zu Berlin, unter Beſörderung 
zum Hauptm. und Comp. Chef und unter Stellung à la suite des Regts. 
zur Tienſil. als Comp. Chef bei dem Cadettenhauſe zu Wablſtatt vom 1. Apil 
d. J. ab commandirt. v. Wißell II., Pr.⸗Lt. vom 3. Niederſchleſ. Inf⸗Rege. 
Pr.⸗Lt. vom Schleſ. Füſ.⸗Regt. Nr. 38, v. Orumbtow, 


Nr. 50, v. Khaynach, 


Sec Lt. vom 2. Oberſchleſiſchen Inf⸗Regt. Nr. 23, Pachur, Sec. Lt. vom 2 


1. Niederſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 46, deren Commando zur Dienſtl. als Erzie 
bei dem Cadettenhauſe zu Berlin, Killmann, Pr. Lt. vom 4. Obere e... 
Inf. Regt. Nr. 63, vom 1. April d. J. ab vorläufig auf ein Jahr verlängert. 
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1 Schau- liebung, welche ſich jedenfalls des anerkennenswerthen Beifallsrufes 


der Iris; dagegen ift feine Anwendung leicht und ſehr lehrreich bei Unter⸗ 


körpers, ſowie bei abgelaufenen Proceſſen der Horn⸗ und Regenbogenhaut. — 


> ihren Details verſchieden gezeichnete Schichtſtaare mit dem Mikroſkope. 


5 Kung 


Liegnitz, 1. April. 


4 Meteorologiſche Beobachtungen. 
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1 Aan o u. f — 7141 en 4 ee ſorderlichen Steuer ſoll in den Fällen der vorgedachten Art De werben. 
 Bredlau, 2. Aptll. 0 5 — Dirſchau, 29. März. Geſtern Nachmittag 1 ¼ Uhr kam das 
fand. B.. 17 5.68. U. B. 48.3 . Eis der ya bei Dirſchau in Bewegung bei 42 1 Da 


948 
theilen. Vom Verkauf des ruſſiſchen Amerika habe er nichts erfahren. 
(Wolff's T. B.) 
Newyork, 31. März. Die Vereinigten Staaten kauften Ruſſiſch⸗ 
Amerika um 7 Millionen Doll. Vera⸗Cruz ift im Belagerungszuſtand. 
(Wolff's T. B.) 
Conſtantinopel, 1. April, Nachts. Der von Frankreich mittelft 
Note formulirte, von Oeſterreich, Rußland, Italien und Preußen durch 
mündliche Erklärungen der Geſandten einzelweiſe befürwortete Vorſchlag, 
Candia abzutreten, iſt von der Pforte in der entſchiedenſten Weiſe ab- 
gelehnt worden. Der aus Candia abberufene Muſtapha Paſcha iſt hier 
eingetroffen. In Dramo war ein heftiges, in Salonich ein leichteres 
Erdbeben. (Wolff's T. B.) 
Madrid, 31. März. Die Cortes des Königreichs find geftern 
durch den Conſeilpräſidenten Marſchall Narvaez kraft eines königlichen 
Decrets eröffnet worden. Belda wurde faſt einſtimmig zum Präſtden⸗ 
ten gewählt. — Ueberall herrſcht vollkommene Ruhe. 


Königsberg, 1. April. Auf morgen erwartet man ſicher die 
Wiedereröffnung der Schifffahrt, wenigstens für Dampfer. Der Pregel 
iſt ganz frei von Eis, auf dem Haff nur Schaumeis. 


Oreslauer Börſe vom 2. Apeil.] Schluß⸗Courſe (1 Uhr Nachm. 
Ruſſiſch Papiergeld 79% bez. u. Br. Oeſterr. Banknoten 287 — hen 
Schleſ. Rentenbrieſe 92% Gd. Schleſ. Pfandbriefe 85% bez. Oeſterr. Natio⸗ 
nal⸗Anleibe 5444 Br. Freiburger 135½ bez. Neiſſe⸗Brieger —. Oberſchleſ. 
Litt. A. und C. 183% Br. Wilbelmsbahn 56% bez. Oppelu⸗Tarnowitzer 
737 & bez. Oeſterr. Creditbank⸗Actien 70% Gd. Schleſ. Bank⸗Verein 
114 Gd. 1860er Looſe 66% Gd. Amerikaner 78—77 bez. u. Gd. War⸗ 
ſchau-Wiener 60% bez. u. Gd. Minerda —. Baleriſche Anleihe 96% —97 
bez. u. Gd. Italiener 52% bez. u. Gd. 

Bredlan, 2. April. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


Provinzial - Beitung. 


ar für vaterland. Cultur. Mebiciniſche Section. 
Sitzung 1867, am 15. Februar. 
N eisph) 1 Dr. Hermann Friedberg ſprach über Quet⸗ 
u ‚3 Dehir: Er theilte einen von ihm vor Kurzem beobachteten 
alı ul, in welchem er bei der Leichenunterſuchung in der linken behaarten 
EN Bike eine Wunde der Schädeldecken, einen haarfeinen Spalt der äußeren 
Knochentafel bei normaler Beſchaffenheit der inneren Tafel und eine von Ent⸗ 
undung, brandigem Zerfall und Bluterguß herrührende Veränderung der 
ehirnhäute und des großen Gehirns vorfand. Die Verletzung, die nach 23 
Tagen den Tod zur Folge hatte, wurde dadurch bewirkt, daß der Rand einer 
Schaufel den Kopf traf. Den von Entzündung, brandigem Zerfall und Blut⸗ 
erguß herrührenden Herd in der linken Hirnhemiſphäre hält der Vortragende 
für eine Folge von Quetſchung des Gehirns, welche das verletzende In⸗ 
ſtrument erzeugte, indem es den Knochen an der betreffenden Stelle 
einbog, worauf dieſer fofort in feine frühere Lage wieder zurücktrat, ohne 
daß ſeine innere Tafel irgendwie verletzt wurde. Der Hieb hätte 
dieſelbe Folge auch dann haben können, wenn er eine Continuitätstrennung 
in der äußeren Tafel nicht bewirkt hätte. Die Fähigkeit des Schädels, ſich 
unter einer ihn treffenden äußeren Gewalt elaſtiſch einzubiegen, werde durch 
die Verknöcherung der Näthe kaum ganz aufgehoben. Durch die ſich einbie⸗ 
gende Schädelpartie erfahre das Gehirn je nach der Inenſität, mit der das 
Einbiegen Sh und nach ſeiner Nachgiebigkeit entwede eine Erſchütterung 
oder eine Quetſchung. Die äußere Gewalt könne das Gehirn guetſchen ent⸗ 
weder an derjenigen Stelle, an der ſie auf den Schädel einwirkt, oder an 
einer entfernteren Stelle (directe oder indirecte Quetſchung) oder an beiden 
Stellen zugleich. Bei verſchiebbaren Schädelknochen könne das Gehirn einer 
von außen anbringenden Gewalt beſſer ausweichen. Eine Quetſchung ſei in 
dieſem Falle weniger zu befürchten, jedoch auch möglich, da ſelbſt der Ge⸗ 
burtsact eine tödtlihe Quetſchung des kindlichen Gehirns erzeugen könne. 
Bei vielen Neugeborenen, bei denen „blutiger Schlagfluß des Gehirns“ als 
Todesurſache angegeben wird, ſei dieſe lediglich in jener Quetſchung des Ge⸗ 
hirnes zu ſuchen. Die Erfahrung lehre, daß nach der Geburt eine don außen 
gegen den Schädel andringende Gewalt das Gehirn viel weniger quetſche, 


wenn fie den Schädel bricht, als wenn dieſer ohne Continuitätstrennung ih | ga; ige 990 2 TEE? 2 
nus einbiegt. Hierauf erörterte der Vortragende die von der Quetſchung 8 ee 9 —— Gerste re 2 7 5 
berbeigeführten pathologiſchen Vorgänge in der Gehirnſubſtanz und ihren 8 ern 52 1 rs 


Blutgejäßen. 


2) Herr Dr, Hermann Cohn ſpricht über Mikroſkopie am lebenden Notirungen der von der Handelstammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 


Auge. Seit jüngfter Zeit berjertigt Herr Nachet in Paris Mikroſtope pz * 19 „0 Raps und Nübſen. 

„pour Vobservation des surfaces de Poeil,“ welche nach feiner Angabe 20: Winterräbfen. 188 178 1 : 

bis 8omal vergrößern. Der er legt ein ſolches Inſtrument vor, Sommerrüdſen 158 148 140 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
das allen Anforderungen der Mechanik und Optik vorzüglich entspricht, nur Dotter 156 146 136 


iſt die ſtärkſte Vergrößerung nicht 80⸗, ſondern 45 fach bei IImm Focaldiſtanz. 
Es befteht aus einem, an eine Tiſchkante anſchraubharen, höher und niedriger 
zu ſchiebenden Stativ, welches einen nach allen Seiten drehbaren Kinn⸗ und 
Stirnhalter zur Fixation des Kopfes des Unterſuchten, eine durch 3 Kugel⸗ 
elenke nach allen Richtungen bewegliche Beleuchtungslinſe und eine in einem 
i chen Ringe frei ſich bewegende Mikroſkopröhre mit Mikrometer⸗ 
ſchraube trägt. An jenem Ringe iſt ein ebenfalls nach allen Richtungen dreh⸗ 
bares Knöpfchen angebracht, um dem beobachteten Auge als Fixationspunkt 
zu dienen. Eine am Ocularende des Mikroſkoprohres drehbare Platte ſchützt 
das nicht in das Mikroſkop blickende Auge des Beobachters vor dem Lichte 
der beleuchtenden Lampe. — Vor der Loupe hat dieſes Ophthalmomi⸗ 
krofkop den Vorzug der Stabilität, daher der längere Zeit möglichen ges 
naueren Beobachtung und der bedeutenderen Vergrößerung. Störend iſt 
beim anfänglichen Gebrauch der Hornhautreflex, welcher leider auch das Pho⸗ 
tographiren der vergrößerten Theile hindert. Schwierig zu verwenden iſt es 
wegen der heftigen Lichtſcheu bei friſchen Erkrankungen der Hornhaut und 


Loco- (Kartoffel-) Eferttus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles 
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Offiiel gekündigt: — Cg. ebe, 2000 Cn. Roggen. 500 Ci Saf 
3 Weizen. . Roggen. . er. 
— Et. Napskuchen. 1400 Ctr. Rübs l. — Gtr. Leinöl. 20,000 Ort. Spiritus 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

Paris, 1. April, Nachm. 3 Uhr. [Schluß⸗Courſe.] Zproc. Rente 
68, 90. talien. öproc. Rente 53, 90. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 
408, 75. Credit⸗Mobilier⸗Actien 420, —. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 407, 50. 
Oeſterr. Anl. von 1865 328, 75. Amerikaner 84%. Matt, namentlich Mobilier. 

Das Kaiſerpaar erſchien . in der Ausſtellung. 

London, 1. April. Conſols 91. Silber 61%. Amerikaner 74%, 

Wien, 1. April, Abends. Bei der heute ftattgehabten Ziehung der Credit⸗ 
Looſe wurden folgende Serien gezogen: 1986, 2583, 896, 2828, 1467, 1073, 
4083, 2211, 1274, 245, 3384, 1175, 2564, 1631, 1679, 1721, 1462, Der 
Haupttreffer von 200,000 Fl. fiel auf Nr. 88 der Serie 3384; 40,000 Fl. 
fielen auf Nr. 94 der Serie 1175, 20,000 Fl. auf Nr. 64 der Serie 1462, 
5000 Fl. auf die Nr. 36 der Serie 245 und auf Nr. 94 der Serie 1631. 

Trieſt, 1. April, Mittags. Der fällige Lloyddampfer „Apollo“ ift heute 
Vormittag mit der oſtindiſchen Ueberlandspoſt aus Alexandrien bier eingetroffen. 

Frankfurt a. M., 1. April, Nachmittag 2 Uhr 30 Min. uß: 
Courſe: Preußiſche Kaſſenſcheine 105%. Berliner Wechſel 105% B. Hamburger 
Wechſel 88%. Londoner Mechſel 119%, riſer Wechſel 94%. ienen 
Wechſel 91%. Finnländ. Anleihe —. Neue Finnl. — Pfand —. 
6% Verein. Staaten⸗Anleihe pro 1882 78. Oeſterr. Bankantheile 669. 
Deſterr. Erebit-Actien 166. Darmſtädter Bankactien 201 excl. Div. Meininger 


ſuchungen des Kammerwaſſers, der Linſe, des vorderen Theiles des Glas: 
Abſolut unentbehrlich kann es bei der Diagnoſe ſeltener Erſcheinungen am 
Auge werden. Zum Beweiſe führt der Vortragende einen 20jährigen Studen⸗ 
ten vor, in deſſen braunem, linkem Auge bei M = &, A= ½% und 8 = % 
ohne oder mit Loupe bei ganz frei — — upillarrande der Mi nur zwei 
längliche, braune, an den Rändern zerriſſene auf der (in ihrer Mitte trüben) 
Linſe geſehen werden können, Bei 45maliger Vergrößerung eiae ſich außer 
dieſen ein ſehr zartes zweiwurzeliges Fädchen, welches vom kleinen Iriskreiſe 
ausgehend in das Kammerwaſſer hineinragt, wiederum ein Reſt einer perſi⸗ 


„ ſei v tragen. Credit⸗Actien —. Oeſterr.⸗Franz.⸗Staats⸗Elſenbahn⸗Actien —. Oeſterr. 
Rirenben Bupillarmembran . .. Wel abelahn *. edi 


tete Fall). — Hierauf demonſtrirt derſelbe an 2 Kranken zwei in N t 
i l Heſſiſche gudwigs bahn 133. Darmflädter Zettelbank —. 


Förſter. Heidenhain. ſterr. 5% ſteuerfr. Anl. 47%. 1854er Looſe —, 1860 6r Looſe 66%. 

— a 1864er Looſe 72%. Badiſche Looſe 54%. Kurt e 541. 5 

2 Breslau, 31. März. [Geſ N ee e In der heute Anleihe von 1859 61. Been Baiba 82%. 5% Walle == 

— 39 — 25 ee ier de ne fake 2 94 4 Baieribe Prämien- Anleihe 98%. — Flaue 
diesjährigen Generalverſammlung führte Herr Rendant Luſchner den Vorſitz. ; 

ct wurde von dem jetzigen Vereins⸗Central⸗Arzt, Hrn. Dr. Lorenz unter Nach Schluß der Börſe Amerikaner per 

inweis auf den Jahresbericht, deſſen Hauptmomente wir in der Bresl. Ztg. 


mitgetheilt haben, über die Erfahrungen des letzten Jahres und die ſtatkge⸗—, —. er Looſe 85, 50. 1864 78, 70. 208, 7 
fundene Veränderung geſprochen. Der Rendant 5 — 1 5 1 1 binſichtlich Galizier —, —. ie er —, a a 0 8 
der ſtatiſtiſchen und Kaſſenverhältniſſe auf den gedruckten Bericht; die Kaſſen⸗ dolphs bahn —. —. Napoleonsd'or 10, 36. Steuerfreies Anlehen 61, 50. 


reviſionscommiſſion ſtattete wie gewöhnlich den n Bericht über Kaſſen⸗ 
verwaltung des Hrn. Luſchner ab, wurde vorſchriftsmäßig neu gewählt und 
die Beſchlüͤſſe des Verwaltungsrathes wegen Remuneration des Boten ge⸗ 
nehmigt. Ein Antrag, die Statuten des Vereins dahin zu ändern, daß künftig] C 
nur eine jährliche Generalverſammlung ſtattfinden ſolle, wurde angenommen 
und noch hinzugefügt, daß dieſe Verſammlung im Februar 4255 und als 
Verſammlungstermin der Montag Abend, als der den meiſten Mitgliedern 
gelegene Abend, 1 7 werde. Mit der üblichen Collecte für die Kranken⸗ 
Unterſtützungskaſſe ſchloß die Verſammlung. 


Du ſehr gedrückt. 
Hamburger Staats⸗Prämien⸗Anleihe 90. — Sch 
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Wechſel, da bei dieſen 
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der Verſammlung zu erfreuen gehabt haben würde, nahm auf dieſe Weiſe 
ein trauriges Ende. 
An Stelle des verſtorbenen Stadtverordneten⸗ 
Vorſſehers wurde in der heutigen Stadtverordneten⸗Verſammlung der Herr 
uftizrath Putze faſt einstimmig zum Vorſteher, der Kaufmann Kittler als 
spriteher-Stellvertreter gewählt. 5 8 


Steuer, die Nummer, unter 


0 Waſſerſtand. 
ich in der Weichſel aufwärts nur noch Eis bis zum Nogat⸗Canal ber 
fand, alles obere Eis bereits aber durch die Nogat abgegangen war, 
Im Unterhauſe erklärte Lord Stanley, ſo dauerte der Eisgang bei Dirſchau nur von 1 ½ bis 4 Uhr Nach⸗ 
Luxemburger Verhandlungen nicht mit-I mittags. Während des Verlaufes dieſes kurzen Eisganges fiel das 
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N 
Waſſer bis auf 9 Fuß am Pegel und iſſt bis jetzt auf dieſem Pegel⸗⸗ 
ſtand geblieben. Die vielen bei Dirſchau liegenden Kähne find ohne 
Beſchädigung davongekommen; nur ſind einige feſtgetrocknet bei dem 
ſchnellen Abfallen des Waſſers. Dieſelben werden jedoch bald wieder 
loskommen, da in Warſchau das Waſſer noch bis auf 9“ 7“ am Pes 
gel geſtiegen iſt. 


Thorn, 28. März. Die Weichſel iſt eisfrei und vorgeſtern haben 
ſich wieder Kähne nach Poſen begeben. Die Saatfelder haben durch 
den in dieſem Monat eingetretenen Nachwinter im Ganzen wenig ge⸗ 
litten und verſprechen dieſelben nach ihrem heutigen Stande ein günſti⸗ 
ges Erntereſultat. 


4 Liegnitz, 31. März. [Land wirthſchaftliches.] Der Uebergang von 
dem Ianganpaltenben Spätwinter zu einem fruchtbaren Frühlings wetter iſt 
ſehr plotzlich erfolgt, der Regen vor einigen Tagen war dem Erdreiche ſehr 
dienlich und willkommen und hat die letzte Spur des Froſtes mit hinwegge⸗ 
nommen. Ein großer Theil der Saaten, welche wegen zu großer Trockenheit 
im vorigen Herbſte zurückgeblieben waren, ſind im Laufe des Winters unterm 
Schnee vollſtändig nachgekommen und laſſen 10 wie alle übrigen nichts zu 
wünſchen übrig. Der Raps wird von der milden Frühlingsſonne zum Trei⸗ 
ben gebracht und ſollten auch wirklich noch Nachfröſte ſtattfinden, fo iſt die 
Wurzel vollſtändig geſund durchwintert, daß von unten herauf ein Hinderniß 
zu feinem Gedeihen nicht mehr vorhanden iſt. Klee und Grastriften haben 
durch den häufig und wiederholten Schneefall genügende Fruchtbarkeit zuge⸗ 
führt erhallen. Wo es der Boden zuläſſtig macht wird mit der Ackerarbelt 
bereits begonnen. Der Geſundheitszuſtand der landwirthſchaftlichen Thiere iſt 


befriedigend. 

Nürnberg, 28. März. [Hopfen.] Obwohl bei der vorgerückten Jahres⸗ 
zeit die Geſchäfte im Hopfen im Allgemeinen nicht mehr von Belan Jab ſo 
haben heute doch trotz der anhaltend regneriſchen Witterung einige Umſäße ſtatt⸗ 
gefunden, und wurden folgende Preiſe bezahlt: Gute Markthopfen 115 —120 
I Altdorfer, Hersbrucker 125—130 Fl., Hallertauer 120-130 Fl., Spalter 

and 125—145 Fl., 1865er je nach Mehl 66—75 Fl. 

Die Berliner 34%. Stadt Obligationen Lit. E. Nr. 4084 4088 
und 4661 à 100 Thlr. und Lit. F. Nr. 1772 und 2726 à 50 Thlr. nebſt 
Coupons ſind abhanden gekommen. 


Badiſche 35 Fl.⸗Looſe. Bei der Gewinnziehung am 30, März kamen 
folgende Haupttreffer heraus: 

Nr. 126,307 à 40,000 Fl. 

Nr. 17,816 à 10,000 

Nr. 314,949 à 4000 Fl. 

Nr. 126,350, 173,091, 286,423, 286,445 und 295,645 & 2000 Fl. 

Nr. 29,968, 82,496, 126,327, 134,305, 254,993, 278,319, 295,641, 309,797, 
314,201, 320,740, 328,155 und 392,279 & 1000 Fl. Die Auszahlung erfolgt 
am 1. October 1867. 


Berliner Börse vom 1. April 1867. 


Fonds- und deld- Course. Eisenbahn Stamm-Aotlen 


Freiw. Staats-Anl. . .(414,98%, bz. 1964. 1868. 
ötaats-Anl. von 185918 0d ba. n 
dito 1850. 824 |90% dz. — 35 ba. 
dito 1863/4 90% 6. 710% . 93 bz. 
dito 1854 4½ 98½ ba. ig 1414, 4 142%½ ba 
dito 1855 41h uni ba. 11% | 13 pls, B. 
dito 1866/41], 98 ½ bz. Berlin-Görlitz...| — — 9%, bs 
dito 1857 4½ 8% ba dito t. Prior. — | — 474% ba. 
dito 1839 4½ 98½ ba. Berlin-Hambarg.| 10 10 50% ba. 
dito 1864. 4½ 98 Berl.-Potsd.-Mgd. 16 1 205 ba, 
Staats-Schuldscheine3½83 ba. Berllu- Stettin.. 2% 8 138 bz 
Präm.-Anl. von 18883119 ½ bs. Böhm.-Westb. 5 — 59½ B. 
Berliner Stadt-Oblig. 991, B. . 9 137 B. 
Kur- u. Neumärk. 314 784, bz. u 172, 139 à 140 br. 
2 (Fommersche. 31 „ | 2% 57 bz 
E JPosensche,. ..... 4 4 — ir he 
8 dio 0 — 84 
8 ito neue. 4 8 ba 49 5 887% ba. u. B. 
(Schlesische. 5 10 42 b 
3 (Kur- u. Neumärk. 4 00 2 15 198 B 
© \Pommersche.... ig.; 1 2⁰ — —— 
I \Posensche...... wigah.| 7 8 124 ba 
5 (Preussische..... * 48 1 bs. 
& Westph. u. Rhein. 4 4 bz. . 580 100“ Da. 
a Sächsische — 90 bz * 
(Schlesische. 32, 4 B 
4 
118 
11 
11 
5 
1 
7 7 
45 


Louisd’or 110% bz. Oest Bk. 78 ½ bz. 5 > 
Goldkr. 9.9 .  |Poln.Bkn. — — — . 
Ausländische Fonds. 183 br. u. G. (ta. 
Oesterr. Metalliques. b % ba. 1672105 Rt 
4 Tot Arti 63 d b 14% ba 
dito Lot.-A.v. 50 1. 2 
atto did 6a 2 118 & 116 ba. 
dito 54er Pr.-A.|4 32 * * 
dito Eisenb.-L. — 60 B 94 0 
Ital. neue b proc. Anl.|ö !a (Bee 
R gl. Anl. 180206 b * 
dito Holl. Anl. 1864 81% 3. 
dito d EN 
Poln. Pfandbr.lIl.Em. ey 
Lei O : som PH Bank — Industrio-Papiore, 
dito Fl 81 58 
Kurhess. 40 Thlr. Obl.|— B. r De 15 x 
Baden. 35 Fl. Loose. 6 4 
Amerikan. St.-Anl. 8 7 N 10 112 w. ba, u. G 
Elsenbehn-Priorltäts-Aotlen. 8 etw. bz. 
Berz. Märkischo 44% — — 11 ra 
dito u. 06 ba. 4 5 
to IV. A 4% B 9 4 
dito III. v. St. 3 /g. 34% 8 ½% bz sin, ba. 
Cöln-Minden.... 11. 3 ren ei 
die Kl 6 45 
> 2 51 | 
dito I 1 9 0. * 
dit br. R 
15 15 4 54 ba. 0 Allg Be | 
dito a edc bz. 0 
Cos, Oderb. (wiih) J | b din 4 0% bi 
e 4 —— — | 
Gal. Ludwigeb. 5 78 ½ B. 
Niederschl.-Märk. .. 4 69½ ba. 8 1 0. | 
dito conv. A 891, ba. si 3 
„ Fee 37 8 
B. — f 
Näschl. Zweigb. L. C6 101 B 6 let ba. u. 6. 
Oberschles, x n — 2 8. 
die B.. 31418014 G. 4 B 
I IRB — 7 0 etw. ba. 
to D.. 4 4 — In 
dito E. .....134g80%, bs. 115 72 A 70 4 % be, 
A 4½ 04 % 6. 7 4% d. 
dito 6. 4 — 
Sa Ad ® — 1 * 
est. südl. St.-B 2. 1 38 ½% etw. ba. 
Rhein v. St. gar . 408,0 5 bs. 
Rhein-Nahe-B. gar... ag 94 % bs . 


2 meter: 
Früh 1 Grad Wärme. Bei ſehr ruhigem Geſdaſtgverten bücb der Umſat 


gelbe! 82—94 Sgr., feinſte Sorte 2— 3 Sgr. über Notiz bezahlt is 
ſcher und polniſcher weißer 81—95 Sgr., gelber 81 — 94 535 einfie 
Sorte über Notiz bezahlt. — Roggen preishaltend, pr. 84 Pfd. 67 bis 
70 Sgr., feinſſe Sorten bis 71 Sgr. 62875 — Gerſte wenig gefragt, 
pr. 74 Pfund helle 58 60 Sgr., gelbe 48 — 54 Sgr., feinſte Sorten über 
Notiz bezablt. — Hafer gefragt, pe. 50 Pfd. 34 bis 37 Sgr., feinfte Sor⸗ 
ten über Notiz bezahlt. — Erbſen gefragter. — Wicken offerirt. — Dels 
ſaaten billiger erlaſſen. — Lupinen ſchwach beachtet, pr. 50 Pfd. gelbe 
40—45 Sgr., blaue 40—44 Sgr. — Schleſiſche Bohnen wenig tet. g 


II. Humberts Maſchinen⸗Agentur, 
früher Tauenzienſtraßßſe 6 b, 
jetzt Neue⸗Schweidnitzerſtraße Nr. 9. 


Oberhemden, à 25 Sgr. 1 Thlr., 1%, 2 und 2½ Thlr. [2650 
M. Naſchkow, Leinwandhandlung, Sede Nr. 10. 5 


Oberhemden und Nachthemden, à 15 Sgr., 20 Sgr., 1 Thaler bis 
2% Thlr. empfiehlt J. Cohn, S. miedebrücke Nr. 12. Auswärtige Ba 
werden gegen Poſtvorſchuß prompt effectuirt. [2977 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. 
W. Friedrich) in Breslau. 
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